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Die neue 


Ostpolitik 


In diesen Tagen und Wochen 

ist zwischen den Parteien der 
Regierung und der Opposition ein 
scheinbar sehr heftiger Streit um 
die „Ostverträge”, um die Ab- 
kommen der BRD mit der 
Sowjetunion und Polen, im Gan- 
ae. Damit diese Verträge in Kraft 
treten können, bedürfen sie noch 
der Zustimmung des Bundestages. 
Ob sich allerdings im Bundestag 
die notwendige Mehrheit finden 
lassen wird, erscheint nach dem 
Überlaufen(mehrerer Abgeordneter 
der Regierung zur Opposition 
ungewiß; die Möglichkeit von 
Neuwahlen deutet sich an. 


Worum geht es 
hat die westdeutsche 
die der CDU 
wurde, „Ansprüche 
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schen Staaten 


Die sowjetische 
in früheren Jahren 
Standpunkt vertreten, 
Mittelpunkt 


Regierung hat 
den richtigen 

daß im 
europäischen 
der Abschluß 
mit beiden 


Friedensregelung 


deutschen Staaten stehen muß, 
Zu einem solchen Friedensvertrag 
hat die sowjetische Regierung 
1959 einen Entwurf vorgelegt, auf 
den von der westlichen Seite 
nicht eingegangen wurde. Im 
Sommer 1961 kündigte die sow 
jetische Regierung daher in. ult 
mativer Form den Abschluß eines 
Friedensvertrages an, falls bi: 
Ende des Jahres keine Bereit 
schaft der westdeutschen Regie 
rung zu erkennen sei, Verhandlun- 
en mit der DDR über eine 


aufzunehmen, 


An dieser sowjetischen Zusage 


orientierte sich die DDR in ihrer 
Außen- und. Innenpolitik. Diesen 
Bemühungen fiel die sowjetische 
Regierung plötzlich in den 
Rücken, indem sie von. einem 
separaten Friedensvertrag 1961 
nichts mehr wissen wollte und 
damit die. ohnehin schwache inter 
ationale Position der DDR noch 


verschlechterte 


Warum war und ist die Forde 


rung nach einem «Friedensvertrag 

mit beiden deutschen Staaten 

Fichtig und nützlich: 

1. Weil es notwendig: ist, in alle 
Form den Kriegszustand in 
Europa. zum Abschluß zu brin- 


Quelle ständiger Spannungen in 
Europa. In den Verträgen ‚von 
Moskau und Warschau nun ist ein 


allgemeines Bekenntnis zu den] 
Zielen des Friedens und der 
Entspannung enthalten. Die Bun- 


desregierung erkennt die bestehen. 
den Europa an, 
polnische West 
Oder und 
inen „Gewal 
über der" Sowje 
union, VR Polen und der 
DDR" ausgesprochen. Umgekehrt 
haben sich die Östlichen Vertrags 
‚partner zur Respektidrung 
ben Prinzipien verpflichtet 
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mit 
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gen, beiden deutschen Staaten] 
ihre vollen souveränen Rechte 
zu geben und den’ Besatzungs 
status aufzuheben. 


Weil es notwendig ist, daß vor 
allem die Regierungen 
beiden deutschen Staaten, 
BRD und der DDR, über eine 
Vielzahl. politischer und wirt 
schaftlicher Fragen in Verhand. 
lungen Der sowjeth 


der 
der 


sche Vorschlag von 1959 ent 
hielt den richtigen Gedanken, 
daß eine Friedensregelung in 


Mitteleuropa vor allem von den 
beiden deutschen ‚Staaten aus 
gehen muß, 


In den 60er 


Jahren legte die 
DDR wiederholt Verhandlungsvor 
schläge und Lösungspläne vor, die 
von der CDU/CSU - Regierung 
allesamt kommentarlos vom Tisch 
gewischt wurden. Gegen die DDR 
wurde in dieser Zeit von seiten 


der westdeutschen Kapitalisten ein 
erbarmungsloser _ wirtschaftlicher 


und diplomatischer Krieg geführt 


Die „Neue Ostpolitik” 


Diese Politik mußte Mitte de 
60er Jahre als gescheitert angese 
ben werden. Die „Hallstein - Dok- 
trin (© ihr” totales. Kiask 
1965, als die westdeutsche Rei 
ing eine Reise Ulbrichts nach 


Seit 1968 können wir in der 

Presse von den blutigen Kämp- 
fen in Nordirland lesen. Als 
Ursache dieser Auseinandersetzun- 
gen wurde uns der „Religionskon- 
flikt” zwischen Katholiken und 
Protestanten aufgeschwatzt. Statt 
dessen handelt os sich in Wahrheit 
dabei um den revolutionären 
Kampf der am meisten unter- 
drückten und ausgebeuteten k. 
tholischen Bevölkerung gegen die 
Kolonialherrschaft Englands und 
die von ihm eingesstzte Regierung 


Der Blutsonntag von Derry 
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in Nordirland, 

Seit Jahrhunderten haben es 
die englischen Imperialisten ge- 
schickt verstanden, nach der alten 


Methode „Teile und herrsche” 
den größeren protestantischen 
Teil der irischen Bevölkerung 


‚gegen den katholischen auszuspie- 
len. Die Protestanten werden anı 
den Rogierungsgeschäften beteiligt. 
bevorzugt. behandelt und herange 
zogen zur Ausbeutung und Unter 
drückung der Katholiken. 

Seit Jahrhunderten dauert auch 


Nordirland 


nicht um 

krieg" Fried 

um blutigem Terror ein 

revolutionäre Volksbewegung 

unterdrücken. Mit unglaublic 

Brutalität eröffnen sie das 

aus Maschinenpistolen direk 

die unbewaffneten Demons 

ten. Nach der über eine vierte 

Stunde dauernden Schießerei bie 

ben 13 Tote und 16 Schwere 

wundete zurück 
Augenzeugenberichten geh: 
daß die an diesem Tag in 


eingesetzten englischen Fal 
den Auftrag 
machen. Jow 


schirmjäge 


a 
Morgen Jungs, das 
zum Killen 


der Kampf des irischen Volkes. 
gegen die englische Unter. 
drückung. Der Kampf aber gerade 
der letzten Jahre zeigt eine neue 
Qualität: Die brutaler 
werdende militärische Unter: 
drückung durch die englischen 
Besatzungstruppen treibt den poli 
tischen Kampf der irischen Min 
der bisher hauptsächlich 
durch Streiks und Massendemor- 
weationen geführt wurde, zu Im 
mer größerer Militanz und Ent- 


Mann, der verwundet worden wa 
gegen eine Mauer kauerse, E 
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verhindern wollte und sämtliche 
arabische Staaten ihre Bezichun- 
gen zur BRD. abbrachen. 


Die von der CDU /CSU betrie- 
bene Politik des Kalten Krieges 
stand außerdem in Widerspruch 
zur  „Auflockerung” gegenüber 
den ‚sozialistischen Staaten, wi 
sie vor allem von den Regierun- 
gen der USA ünd Frankreichs 
betrieben wurde, Die westdeut- 
schen Kapitalisten mußten auch 
fürchten, mit Fortsetzung dieser 


Politik "beim Konkurrenzkampf 


um den „sozialistischen Markt" 
zu kurz zu kommen. 


Die Lage erforderte eine Neu- 
oorientierung der Taktik der 
BRD - Kapitalisten. Nunmehr soll- 
te - unter Umgehung der DDR 
— eine scheinbare Aussöhnung 
gegenüber den sozialistischen Län- 
dern betrieben werden. Ziel dieser 
Politik war die Isolierung der 
DDR und das „Herausbrechen” 
einzelner sozialistische Staaten 
(Rumänien, CSSR). In der DDR. 
wurden frühzeitig die von dieser 
Politik ausgehenden ‚Gefahren. er- 
wie aus dem folgenden 
Zitat hervorgeht, das wir wegen 
seiner Weitsichtigkeit ausführlich 
wiedergeben: 


„Führende Ideologen des west- 
deutschen Monopolkapitals rech- 
‚nen sich eine größere Chance für 
die imperialistische Politik aus, 
wenn einige der bisherigen Re- 
vancheziele zurückgestellt werden, 
um den Angriff noch mehr gegen 
die DDR zu konzentrieren. Daher 
werden — meist inoffiziell — 
Vorschläge unterbreitet, wie zum 
Beispiel die Grenzfrage mit Polen, 
und andere Probleme, zunächst 
Provisorisch, unter Ausklamme- 
ung der Grenzen zwischen der 
‚Bundesrepublik und der DDR, 
‚geregelt werden könnten ... 


Das Ziel solcher, von der 
Kiesinger | Strauß- Politik _ nach 
Ribbentropschem Vorbild (Hitlers 
Außenminister) bereits teilweise 
und. in Übereinstimmung mit der 

"amerikanischen Außenpolitik pre 
Hizierten taktischen. Variante be- 
steht darin, die sozialistischen 
Staaten gegeneinander auszuspie- 
en und mach Möglichkeit durch 
zweiseitige Verpflichtungen — 
zum Beispiel durch den Austausch 
von Gewaltverziehtserklärungen — 
zu lähmen und zunächst das 
Hauptziel, die DDR, ‚zu  iolie- 


(Zeitschrift „Deutsche 
Außenpolitik”, April 1967, 
5.408 /09) 
Voreilig wurde in der DDR kom- 
mentiert: 
Auch die Umwege, die 
‚Bonn unter der Firmierung 


einer sogenannten neuen Ost- 
politik zur olierung der DDR 
und damit zur Durchserzung 
der alten revanchistischen Poli- 
ik zu gehen gedenkt, haben 
sich als Pfade in einen Sumpf 
erwiesen, in dem unweigerlich 
aggressive Abenteurer auf Nim- 
merwiedersehen versinken müs- 
sen 

(„Deutsche Außenpolitik”, 

Mai 1967, 5.525) 


So hätte es sein können und 
hätte es sein müssen, wenn den 
Kapitalisten eine geschlossene 
Front der sozialistischen Länder 
entgegengestanden hätte. 


Tatsächlich aber ging die sow- 
jetische Regierung auf die imperia- 
listische Taktik ein, unter Aus- 
schluß der DDR zu verhandeln. 
So trat die unsinnige Situation 
ein. daß die Bonner Regierung 
zwar mit der Sowjetunion und 
Polen verhandelte - mit denen 
sie gar keine gemeinsame Grenze 
hat! —. ‚nicht aber mit unseren 
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Nachbarn, der 


DDR 
CSSR. Die Verträge von Moskau 


und der 


und Warschau sind kein erster 
Schritt der Bonner Regierung zu 
Verhandlungen mit der DDR. 
sondern im Gegenteil ein Ali, 
um sich solchen Verhandlungen 
Zu entziehen. Nölig gewesen wäre 
aber, daß an dem berechtigten 
Standpunkt festgehalten worden 
wäre: erste und unahdinghare 
Voraussetzung für eine Normalisie- 
nung der Bezichungen der BRD 
zu den sozialistischen Ländern ist 
die Normalisierung der Bezichun- 
gen zur DDR. Keine Verhandlun- 
zen an der DDR vorbei! (wel 
„Deufsche Außenpolitik”, Mai 
1967, 5.524/25 u.a) 


Die Märchen der DKP 

Während daher die DDR die 
Verträge von Moskau und War- 
schau zwar unterstützt, aber mur 
schr gedämpfte Begeisterung er- 
kennen Iißt, führt die DKP seit 
Monaten eine geradezu hysterische 
Kampagne für die Verträge durch. 


Wir wollen hier nicht im 
einzeinen auf die illusionären 
Schwindel -Parolen der DKP im 
Zusammenhang mit den Verträgen 
eingehen, sondern den grundsärzli- 
chen Fehler in den Aussagen der 
DKP aufzeigen. 


Die DKP meint: „Der Imperia- 
lismus muß sich an das veränderte 
Kräfteverhältnis in der Weh an- 
passen” (DKP- Vorsitzender Bach- 
mann). 


Um diesen „unklaren Begriff der 
„Anpassung” wird auch innerhalb 
der DKP noch diskutiert 


Die DPK hat mun — mach 
einigen vergeblichen Versuchen, 
ihre Vorstellungen wissenschaftlich 
zu erklären - einfach zu einem 
schr anschaulichen Bild gegriffen: 
„Dem Wolf sind einige gefährliche 
Zähne gebrochen worden, seine 
Wolfsnatur hat er nicht verloren” 
(Kurt Bachmann). 


Das also will die DKP unter 
„Anpassung” verstanden wissen. 
Leider ist dieses Bild so schief, 
daß die darauf aufbauenden 
Schlußfolgerungen leichtfertig und 
abenteuerlich sein müssen. Fängt 
man nämlich an, dem Wolf seine 
Zähne auszubrechen, so wird 
seine Gefährlichkeit dadurch of- 
fenbar geringer (er kann nicht 
mehr ganz so kräftig zubeißen, 
um im Bilde Bachmanns zu 
bleiben). Treibt man dann das 
Zähneausbrechen immer weiter, so. 
wird der Wolf eines Tages — 
Wolfsnatur hin, Wolfsnatur her — 
mangels Gebiß nur noch Kartof- 
felbrei und Hühnerbrühe zu sich 
nehmen können und überhaupt 
keine Gefahr mehr darstellen. 
Dieser Gedanke steht ja auch 
wohl hinter der Parole vom 
„Zurückdrängen der Monopok”, 
die von der DKP gern benutzt 
wird. 


Aber: welche Zähne sind 
denn dem imperilistischen Wolf 
nun wirklich gebrochen worden? 
Offensichtlich steigern die 
Imperialisten ihre militärischen 
und politischen Vorbereitungen 
zum Krieg nach außen, wie zum 
Bürgerkrieg nach innen. Die Im- 
peralisten werstärken ihr 
Arsenal an Massenvernichtungswaf- 
fen, ° statt es abzubauen. Die 
„Zihne" zum Zubeißen sind da, 
us daß der imperialistische Wolf 
davon zur Zeit wenig Gebrauch 
mach. 


Bei dem Begriff der „Anpas- 
sung” und dem Bild des Wolles 
hätte Kurt Bachmann eigentlich 
ein viel näher liegendes Bild aus 
der deutschen Märchen - Welt ein- 
fallen müssen: jener berühmte 
Wolf nämlich, der es durch 
geschickte „Anpassung” schaffte, 
von den „Sieben Geißlein” ins 

werden und 


Haus gelassen zu 
diese aufzufresen. 


Worum geht es bei der jetzt so 
heftig geführten Diskussion in 
Bonn? Die DKP behauptet, dab 
sich zwei „Fraktionen” der Kapi- 


alisten in den Haaren Tiegen: die 
wu 


eine. „Fraktion? 


schen Ländern treiben und unter- 
ützt deshalb die Verträge ( 
SPD | FDP), während die andere 
"Fraktion", deren Zentrum die 
„Rüstungsindustrie” ist. an der 
Aufrechterhaltung der Spannungen 
in Europa interessiert is md 


nur so wird der Krieg vermieden 
das sicht in den Verträgen drin. 


Rüstung können wir beschränken 
und dafur ın Bildung denken. 
das ham du und ich davon! 


Wenn sie endlich sind Gesetze 
sichern sie uns Arbeitsplätze 
das bringen die Verträge außerdem! 


Wer schreit jetz am meisten 


Strauß und Barz 
die rechten Unheilsbringer 
ie schrein jetzt am meisten 


Was paßt diesen Her denn 
daran 
Die Verträge werden Ichren 
Segen Kriege sich zu wehren 
das paßı diesen Herrn daran nicht. 


Darum stellen wir es nochmal fest 
Die Verträge sind unsre Sarhe! 
Trotz der rechten Meinungsmache 


Refrain: 

Moskauer Vertrag raifiziern 

Warschauer Vertrag ratifiziern 
loskauer, Warschauer 

Moskauer, Warschauer 

Beide Verträge ratfizieri! 


deshalb die Verträge aufs schärf- 
ste bekämpft ( = CDU / CSU). 


Diese Argumentation übersicht, 
daß die Imperilisten so miteinan- 
der ‚verflochten sind, daß eine 
Trennung zwischen Rüstungsindu- 
strie und Handel gar nicht mehr 
möglich ist. Die wichtigsten rü- 
stungsintensiven Betriebe wie 
Kripp und Thyssen und die 
Chemie -Monopole, sind heute 
gleichzeitig die aktivsten Geschäf- 
temacher ım „Osthander”. 

Nützen die Verträge den Kapk- 
talisten der BRD? Ja, weil sie die 
Ausdehnung des „Osthandels” di- 
Plomatisch absichern. Ja, weil sie 
die BRD-Kapitalisten vom Ruf 
des internationalen Störenfrieds 
befreien, den sie sich während der 
Regierungszeit der CDU / CSU zu- 
gezogen haben. Ja, weil die 
Verträge ein günstiges Albi dar- 
stellen, sich weiterhin um direkte 
Verhandlungen mit der DDR 
herumzudrücken. 

Schaden die Verträge den 
Kapitalisten? Ja, auch das Weil 
die Anerkennung der Grenzen in 
Europa zumindest momentan den 
Spielraum des Revanchismus ein- 
engen würde. Weil der Vertrag 
mit. der Sowjetunion es erschwert, 
die westdeutsche Bevölkerung mit 
dem 20 Jahre lang gebrauchten 
Instrument des „Russenschrecks” 
an der- Nase herumzuführen. Weil 
die Verträge es den Kapitalisien 
erschweren, ihre antikommunisti- 
sche Heize am den Mann zu 
bringen. 


der Diskussion zwischen 
Regierung’ und Opposition geht cs 
daher nicht um den Grundsatz 
der „neuen Osipoliik”, der auch 
von der CDU/CSU in der 
Großen Koalition anerkannt wor- 
den ist. Es geht um die konkrete 
taktische Gestaltung dieser Politik 
zum möglichst großen Nutzen der 
Kapitalistenklasse. 


CDU/CSU und SPD buhlen 
mit unterschiedlichen Konzeptio- 
nen zur Innen- und Außenpolitik 
um die Gunsı der Kapitalisten. 
Dabei vertritt die SPD stärker die 
Methode der Täuschung und des 
politischen Betrugs, während die 
CDU [CSU die Meihode erpresse- 
fischer Drohungen und offener 
Gewalt nach innen und außen 
sürker zur Anwendung bringen 
will, 


Was ham du und ich denn nun davon?‘ 


Was bringen die Verträge außerdem? 


ach und weh? 
Tradden. Springer 


ach und wch! 


de? 


und zusimmen setzen wir sie durch! 


gleichgültig sein. ob im den 
Gewerkschaften ein gewisser Spiet 
mum für eine an den Arbeiter- 
Interessen orientierte » Politik 
bleibt, oder ob sich die scharf 
antigewerkschaftlichen Vorstellun- 
gen von Strauß & Co. durchse 
zen. Es kann uns nicht gleichgül- 
tig sein. ob unsere kommunisti- 
schen Organisationen schon mor- 
gen verboten werden — wie es die 
CDU/CSU fordert — oder ob 
uns noch ein gewisser Zeitraum 
bleibt. den wir politisch und 
Organisstorisch nutzen können, 
um den Aufbau der Kommunistk- 
schen Partei voranzutreiben. Es 
kann uns nicht gleichgültig sein, 
ob nur ein paar Löwenthals im 
Fernsehen ihr reaktionäres Un- 
wesen treiben, oder ob das 
gesimte Fernsehen nach den 
Vorstellungen von CDU/CSU 
gleichgeschaltet wird. Es kann uns 
micht gleichgültig sein. ob die 
Kapitalisten die bestehenden 
Grenzen anerkennen oder aggresiv 
in Frage stellen. 


Nicht überschen werden soiite 
aber auch ein weiterer Aspekt der 
Auseinandersetzung zwischen R. 
gierung und Opposition. 


ist offensichtlich, daß 


Strauß oder Kiesinger. Daher war 
5 ganz natörlich, daß,,sich diesen 
Kapitzisten in der ersien Phmse 
her „Neuen Ompobtk” 
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Lasten geht _ ” (SPIEGELin- 
terview inNr.40771) 
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wrsvese Yolkskrieg in Irland 


Eine zornige Menge von 
25.000 Menschen brannte in 
Dublin, der Hauptstadt der Repu- 


blik Irland, die englische Bot- 
schaft völlig nieder, wobei sie 
durch stundenlanges Ausharren 


Polizei und Feuerwehr fernhielten 
und ihre Entschlossenheit demon- 
strierte 


Nordirland: 
perialismus 


Sowohl Nordirland, als auch 
Republik Irland sind von 
England wirtschaftlich. völlig. ab- 


Das Gesicht des Im- 


R einheitlichen 


englische Kolonie erhält und für 
die englischen Kapitalisten ausbeu- 
tet und unterdrückt. 


2. Deren Helfershelfer in der 
protestantischen und geringen ka 
tholischen Mittelschicht von 
Kleinbesitzern und Beamten sowie 
in der protestantischen und auch, 
der katholischen Kirche. 


Die protestantischen Arbeiter, 
die durch Privilegien in Form von 
besserer Arbeit, höherem Lohn, 
besseren Wohnungen und geringe. 
rer Arbeitslosigkeit davon abgehal- 
ten werden sollen, sich mit den 


4. katholischen Arbeitern zu einer 
Arbeiterklasse zu 
verbinden. 

5, Die armen katholischen Bau 
ern, Pächter und Landarbeiter, 


5 - 
[agPzvükerung m 147 Millionen 


| [Katholiken] (Protestanten! 


III) 
dl 


hängig. Vjeh und Molkereierzeug- 
nisse werden billig nach England 
geliefert, während andere Lebens- 
mittel und _Industrieerzeugnisse 
teuer aus England eingekauft 
werden müssen. Das ist die 
typische Wirtschaflsstruktur einer 
Kolonie. 


Am Aufbau „einer eigenständi- 
gen Industrie, die der Menge der 
vorhandenen “ Arbeitskräfte ent- 
sprechen würde, sind die engli- 
schen Kapitalisten nicht interes- 
siert. Die Folge ist ‘eine hohe 
Arbeitslosigkeit, d.h. ein „Über- 
angebot" von Arbeitskräften 
Niedrige | Löhne sind das er- 
wünschte Resultat 


‚Außerdem wird diese Situation 
ausgenutzt, um die Arbeiterklässe 
zu spalten. Die Arbeitslosigkeit 
wird nämlich auf den katholi- 
schen Bevölkerungsteil abgewälzt 
So beschäftigt z.B. die größte 
nordirische Werfi - eine der 
größten von Großbritannien 
von 10000 Arbeitern nur 300 
Katholiken. 


In den drei Verwalt 


wiegend Katholiken leben, heträgt 
die Arbeitslosenquote ca. 15°%. In 
den drei anderen Bezirken sind es 
nur 5%. Diese Zahlen täuschen 
jedoch noch sehr, da sie jeweils. 
beide Bevölkerungsteile umfassen. 
In den ghettoartigen Slums der 

Städte ist die Hälfte der 
'hen Bewohner ohne Ar- 


Viele 
gem in England und schen ihre 


arbeiten schon seit lan- 


Familie nur einmal im Monat. 
Tausende katholische Iren wan- 
dern jedes Jahr-aus nach Übersee, 


Angeblich wird Nordirland van 
England mit mehr als 1 Mrd. DM 
‚pro Jahr. subventioniert. Doch 
dieses Geld fließt nur vervielfacht 
in die Taschen der Kapitalist 
zurück. Reich werden davon 
höchstens einige Protestanten. 


Man kann in der nordirischen 
Bevölkerung verschiedene Schich- 
ten hzw. Klassen. unterscheiden: 


1. Die protestantische Oberschicht 


von Kapitalisten und höheren 
Beamten, die das Land als 


ingsbezir- ") 
ken Nordirlands, in denen über- ® 


Nur vergleichbar mit Südafrika 


Protestant sein bedeutet in 
Nordirland, zu den Privilegierten 


zu gehören, wer katholisch ist, 
bleibt in den Slums. Dieser 
soziale Gegensatz in der Arbeiter- 
klasse soll mit allen Mitteln 
aufrecht erhalten werden, um das 
profitable kapitalistische System 


zu stabilisieren, 


Englische Imperialisten, irische 
protestantische Unionisten (die 
fegierende Partei in Nordirland, 
für Zusammenarbeit mit England) 
und katholische Nationalisten (die 
„Opposition”, für ein. vereinigtes 
Irland unter "ihrer Ausbeuterhert- 
schaft) sind sich einig, wenn es 
gegen die Arbeiterklasse geht. 


Sie benutzen die Religion und 
alle Mittel ihrer staatlichen Herr- 
schaft, um die Arbeiterklasse zu 
entzweien und zu beherrschen: 


& Wahlrecht: Noch bjs zur letz- 
ten Wahl richtete” sich die, 

Stimmenzahl eines Wählers 

nach seinem Steueraufkommen 
und Besitz. So hatte ein prote- 
stantischer Hausbesitzer bis zu 6 
Stimmen, ein katholischer Mieter 
in den Slums keine. Außerdem 
Wurden vorwiegend protestant- 
ische Stadtteile in besonders viele 
Wahlbezirke eingeteilt. ‚So ergaben 


Blutsonntag in Derry: Fallschirmjäger treiben Verhaftete vor sich her 


und natürlich aus den 
sten Leuten bestehen. 


aktiondr- 


& Faschisten: Der protestanti- 
sche Pfarrer Paisley ist der 
schärfste der faschistischen Ein- 
peitscher. Durch antikatholisch 
verbrämte Hetzpropaganda ver- 
sucht er immer wieder, die 


Gegensätze zu verstärken. 
& Orangemen: Ein Traditionsver- 
band, der noch heute jedes Jahr 


Internierungslager Long Kesh 


& 15.000 englische Soldaten 


Diese Zustände lassen sich nur 
noch vergleichen mit dem rasisti- 
schen und fzschistischen Regime 
der Kapitalisıen in. Südafrika. 
Auch die Ähnlichkeiten mit 
Hitlerdeutschland sind nicht zu- 
Ali, 


Relgionskrieg? 
Terroristen? 

Klassenkampf! 

Wenn nun die Verelendeten 

und Ausgebeuteien sich erheben 


bis ins 18. Jahrhundert alles am 
Geld, Vieh, Getreide und anderen. 
Gütern herausgepreßt, was mar 
irgend möglich war. " 


Während andere keitische Vi 
ker, wie die Schotten und Wal- 
ser. mehr oder minder im Ang 
schen Volk zufgingen, führte die 
außeronlentliche Unterdrückung 
der Iren zu einem nie erlöschen- 
den Freibeitskampf und damit zur 
Festigung und Erhaltung ihrer 
Nationalität 


Befreiungsversuch 


die Siege der Engländer bei der 
blutigen Niederwerfung irischer 
Aufstände feiert und in seinen 
Liedern „in Katholikenblut wa- 
tet”, 


gegen die englische Unterdrückung 
und deren Teilhaber, die meist 
protestantischen nordirischen Ka- 
pialisten, so ist das kein Reli- 
gionskrieg, sondern Klassenkampf. 


Die Kapitalisten sprechen gerne 
von ° „Terroristen”, wenn sich 
Teile des Volkes gegen sie erhe- 
ben. Aber die Männer und 
Frauen, die die Slums von Derry 
und Belfast gegen englische: Sol- 
daten und nordirische Faschisten 
verteidigen, sind nur der aktivste 
unabtrennbare Teil der Bewölke- 
rung, 


Wenn sich englische Patroullien 
durch ‚diese. Stadtteile. bewegen, 
werden sie begleitet von irischen. 
Frauen, die mit. Kochtopfdeckeln 

Birmen, um 
Guerillss zu warnen. Fast jeder 
würde einem IRA-Mann, d.h. 
einem. Mütglied..der. Irischen Repu- 
blikanischen (Guenila-) Armee, 
Unterschlupf und Unterstützung 


f} geben, auf der Flucht weiterhel- 


fen, oder. die Verfolger ablenken. 


Jede Maßnahme und jedes 
Verbot der Imperialisten steigert 
‚nur die revolutionäre Unruhe der 
Bevölkerung und vergrößert nur 
die Menge der demonstrierenden 


sich immer wieder groteske Wahl- 
verfälschungen zu Gunsten der 
regierenden Unionistenpartei. Z. B. 
erhielten bei einer Kommunalwahl 
in Derry 20.000 von 30.000 
Wählern nur 8 von 20 Stadtrats- 
sitzen. 


& Wohnungsfrage: Wohnungs= 
und Hausbesitz ist mit mehr 
Stimmen bei der Wahl verbun- 
den und allein Protestanten 

vorbehalten. Dafür sorgen die 

regierenden Unionisten schon seit 

Jahrzehnten. So leben die Katho- 

liken in abgeschlossenen Slums, 

die Bopside in Derry, Falls Road 
in Belfast. Die Wohnverhältnisse 
sind hier menschenunwürdig. 


& 5000 zu 90% protestantische 
Polizisten 


& 9.000 protestantische Milizio- 
märe (sog. B-Specials, seit kur- 
zem angeblich aufgelöst), die ihre 
Waffen zu Hause aufbewahren 


iach Beginn der demokrati 
schen und nationalen Volksbewe- 
gun drei Jahren wurden 
weitere _Unterdrückungsmaßnah- 
men ergriffen 


& Ulster-Gesetz von 1922: Die- 
ses Notstandsgesetz erlaubt es, 
jedermann ohne Begründung. ohne 


Anklage, ohne Rechtsanwalt be 
liebig lange einzusperren. Zu 
diesem Zweck wurde z.B. das 


Internierungslager Long Kesh ein- 
gerichtet, in dem 750 Menschen, 


fast ausschließlich Katholiken, 
festgehalten werden. 2300 Men- 
schen wurden in den letzten 3 
Jahren schon interniert. Entlasse- 
ne berichten von Folterungen, 
Premierminister Heath gab dies 
kürzlich zü, indem er davon 
sprach, daß Folterungen durch 
Schlafentzug und Lärmmaschinen 
nicht mehr angewandt werden 
sollen. 


und kämpfenden Menschen. 


300. Jahre Kampf 
ee 


Seit der Annektierung Irlands 
durch England im 12. Jahrhundert 
ist die Geschichte des Landes eine 
in Europa einzigartige Folge von 
Sklaverei, Hungersnöten, Massen- 
morden und immer neuen erfolg- 
losen Aufständen. 


englischen Könige waren 
zunächst an dem fruchtbaren 
Land interessiert, das se an ihre 
Edelleute für betondere Verdien- 
ste vergeben konnten. Diese Land- 
besitzer lebten in England in Saus 
und Braus von den Erträgen ihrer 
Ländereien und den Pachtgebühren., 
während die irischen besitziosen 
Pächter und Landarbeiter sich zu 
Tode arbeiteten oder verhunger- 
ten. Ohne Rücksicht auf die 
Menschen wurde aus diesem Land 


des irischen Volkes begann im 
Oktober 1641, hielt sich 10 Jahre 
und wurde won England mit 
einem grausamen Vernichtungs- 
krieg beantwortet. Niemals verges- 
sen werden die Iren den Fall der 
Stadt Drogheda, bei dem die 
Engländer im wahrsten Sinne des 
Wortes „im Blut wateten”. Simt- 
liche Einwohner wurden umgs- 
bracht oder als Sklaven verkauft. 
Das Ende war die völlige Entrech- 
tung von Katholiken, d.h. der 
zesimten irischen Bevölkerung. 
Verboten war ihre Sprache und 
Schrift ebenso wie z.B. das 
Recht, Land zu erwerben. 


sitzer ließen durch ihre Agenten 
die Pachigelder rücksichtslos ein- 
treiben. Kamen schlechte Jahre, 
so wurden. hundertiausende von 
Pächtern auf die Straße geworfen. 
Dadurch entstand ein landwirt- 
schaftliches Proletariat, wie im 
keinem anderen Teil Europas 
Den Menschen blieb, falls sie 
nicht verhungern wollien — und 
sind viele Hunderttausende 
verhungert — nichts anderes übrig, 
als auszuwandern. 

Während die Bevölkerungszahl 
5 dahin auf 8,2 Mil. Menschen 
angewachsen war, ging se ‚wäh 
rend einer furchtbaren Hungersnot 
zwischen 1845 ünd 1851 um 
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Volkskriey 


in Irland 


‚Mill. zurück, Seitdem hat sie 
sich durch Auswanderung trotz 
hohem Geburtenüberschußs weiter 
m ca. 5 Mill. verringert, So lebeı 
nn in den USA mit ca. 7 Mill 
mehr Iren, als im Mutterland mit 
ca. 4Mill, und weitere 2 Mil 
anderen Ländern, 


inn Fein — Wir selbst! 


Der englische Kapitalismus 
brauchte zu seiner weiteren Ent- 
wicklung den protestantischen 
und katholischen Mittelstand als. 
eine Schicht, die ihm ergeben war 
und sei ‚nüber 
der entstehenden Arbeiterklasse 
durchsetzen helfen konnte. Des: 
halb erhielt Irland im 19, Jahr- 
hundert das eingeschränkte Wahl- 
recht und eigene Verwaltungsor- 
‚gane, Die völlige Entrechtung. der 
Katholiken wurde aufgehoben. 


Die Großgrundbesitzer und 
‚Adligen wurden entmachtet, ihnen 
Wurde das Land abgeki 
den Pächtern überlassen - 
lich auf Kosten des Volkes, 
hierfür noch bis 


das 
1963 Zinsen 
zahlen sollte, So verwandelte sich 
der. Feudalismus (Adelsherrschaft) 


in den Kapitalismus. In Nord» 
irland, besonders um Belfast, 
entstand eine Werft - und Leinen“ 
industrie 


Die Entwicklung des Kapitalis- 
mus erzeugte aber auch die Kraft, 
die ihn eines Tages ebenso 
besiegen wird, wie er den Feud, 
lismus besiegte: die Arbeiterklasse, 

In den USA entstand der 
‚eimbund/der Fenier, der eine 
freie irische Republik anstrebte 
und bald große Unterstützung. in 
den Massen gewann, 


Die Partei: der Fenier, Sinn 
Fein (Wir selbst!), führte schlich- 
lich im Osteraufstand von 1916 
die nationale Revolution an, 


Zwar ‚wurde der Aufstand 
niedergesehlagen, doch die weiter- 
‚gärende Unruhe sowie die Erfor 
demisse des 2. Weltkrieges ber 
schleunigten den ‚Übergang der 
Imperialisten zu einer liberaleren 
Herrschaftstorm für Irland: 


Im Vertrag von 1921 wurde 
das überwiegend katholische Süd- 
irland zum, „Freistaat”, später zur 
„Republik. Nordirland erhielt 
Weitere politische Rechte, blich 
aber Teil Großbritanniens, 


Damit hatten die englischen 
Kapitalisten ihre chemalige Kolo- 
nie nach dem Prinzip „Teile und 
herrsche'” übergeführt in angeblich, 
freie Gebiete, die sie nur um so 
besser beherrschten. 


Obwohl Agrarland, muß. Irland 
9/10 des benötigten Getreides 
importieren. Obwohl Arbeitskräfte 
vorhanden sind, geht der Aufbau 
einer Industrie nicht voran. Kurz, 
gesagt, Irland ist auch heute noch 
eines der „Entwicklungsländer”, 
aus denen die Kapitalisten ihre 
größten Profite ziehen und die sie 
deshalb in diesem Zustand von 
Abhängigkeit und Rückständigkeit 
erhalten wollen, 

Nur eine wirkliche Regierung 
des Volkes, die nicht von den 
englischen. Imperialisten. besto« 
ist, könnte dies ändern. 


Es kommt also nicht nur 
darauf an, die Engländer von der 
Insel zu vertreiben. Auch eine 


Gleichberechtigung von Kathali- 
ken und Protestanten wäre nur 
eine Gleichverleilung des Elends. 
Die Situation der Menschen in 
Irland ist durch die ökonomische 
Unterdrückung bestimmt und di 
se läßt sich nur im Kampf für 
den Sozialismus verändern. 


Raligon = Wit der Knnsahr, 
schaf 

Nach der Einnahme von 
Drogheda hatten die Engländer 
begonnen, Iren das Land wegzu 


ische 
setzen, Der 


nehmen und protestat 
ler an ihre Stelle 


Religionsgegensatz war also von 
Anfang an ein Gegensatz zwischen 
privilegierten Landbesitzern und 


htlosen einheimischen. Be- 


‚Aber nicht nur der Religions“ 

tz, sondern auch die rak- 
tionäre katholische Religion selbst 
hatte die Aufgabe, das. irische 


Volk unter Kontrolle zu bringen, 
vom wirklichen Gegensatz abzu 
lenken, und auf ein besseres 


Jenseits zu vertröste 


‚Auch heute noch ist der 
Katholizismus des irischen Volkes 


in Hemmnis für seine Enwick- 
jung. Denn die katholische Kirche 
wehrt sich mit allen Kräften 


‚gegen den. Sozialismus, der ihre 
Herrschaft und Einkünfte bedroht, 
und macht all ihren. Einfluß auf 


die GI end, um sie 
reaktionär zu. beeinflussen. Dies 
gelingt ihr umso leichter, als 


einerseits der katholische Mittel- 
stand sie bei dieser Arbeit unter- 
stützt und andererseits protestan- 
tische Faschisten den an 
Religionsgegensatz wachhalten. 


Gerade die besonderen Zusam: 
menhänge zwischen Politik und 
Religion in Irland machen cs z 
einer wichtigen Aufgabe für di 
Sozialisten, die Einheit der ir 
schen Arbeiterklasse zu betonen. 


Monaten war es immer wieder zu 
Straßenschlachten mit der Polizei 
und Plünderungen gekommen, 
auch in den protestantischen 
Arbeitervierteln. Bei der he 
schenden Stimmung war die Ab- 
haltung dieser antikatholischen. 
Parade eine offene Provokation. 
Die reaktionären Protestanten ver- 
folgten damit die Absicht, den 
Aufruhr ein für allemal niederzu- 
schlagen und Protestanten und 
Katholiken erneut aufeinander zu 
hetzen. Obwohl die Bewohner 
von Bogside sich kaum provazie- 


in ließen, ging die Polizei hart 
Doch_ die ‚katholischen Proleta- 
rier hatten das Gefühl, daß sie 


nun oft genug vor der Polizei 
davongelaufen waren: Sie errichte- 
ten Barrikadeı ihr. Viertel 
und begannen die Verteidigungs 
schlacht 


Bernadette Devlin (mutige 
sche Sozialistin, Abgeordnete für 
Irland im englischen Parlament) 
berichtet 


Bemadetie Davlia 


Die Schlacht in der Bogside 


Im Jahr 1968 trat in Nord- 
Irland ein. Stimmungsumschwung. 
ein. Die tiefe Krise des englischen 


„ES geschah dort folgendes, 
einfache friedliche Menschen, de: 
nen nichts daran lag. fünfzig 
Stunden lang Steine und Molo- 


Die Bogside wird gegen die Polizei verteidigt 


der Polizei, daß sie uns mit nichts 
schlagen könne.” 


Die Kämpfe weieten sich aus. 
in Belfast erschoß die Polizei 9 
Menschen, darunter” ein 9 Jahre 
altes Kind, und die Protestanten 
rannten 400 Häuser nieder. Erst 
jetzt wurde die militärische Abter 
lung der Sinn Fein, die IRA, 
wieder aktiv. Sie verteidigte den 
Sium Falls Road in Belfast gegen 
die  stürmenden _ Protestanten. 
Dann setzten die Engländer Trup- 
pen ein 


Die 


englischen Imperialisten 
gingen-in Nordirland unter Aus 
nutzung der von ihnen selbst 
geschürten Widersprüche vor: Wäh- 
rend die nordirischen Kapitslisien 
und die reaktionäre protestanti- 
sche Massenbewegung die Rolle 
des Angreifers übernommen hat« 
ten und sich als der eigentliche 
Feind darstellten, konnten sich 
die englischen Truppen als Frie- 
densstifter im Religionsstreit auf- 
spielen. Doch hinter beiden ste- 
hen die englischen Kapitalisten. 
Ihre Absicht war es, mit Hilfe 
von Reformen, die nichts grund« 
sätzlich ändern, die irische Arber 
terklasse zu täuschen und weiter 
unter ihrer Kontrolle zu halten 


Doch ein Jahr später hatien 
sich die englischen Soldaten als 
Besatzungstruppe entlarvt, da sie 
aufgrund des wachsenden irisc 
Befreiungskampfes immer meh 
zum Gehilfen der nordirischen 
Unionistenregierung wurden. Die 
Einrichtung des: Internierungslagers 
Long Kesh machte den Sachver- 
halt endgültig klar. Die Parole 
heißt nun: Raus mit den Englän- 
dern! 
Die 
hältnisses, 


= Die Bogside kann nur 


Situation in Irland zeigt 


noch 


von Sollaten in  Panzerwagen 
inspiziert werden (siche Foto 
You enter fee Derry = Hier 


beginnt das freie Derry). 


ine Ver- 
und 


Imperialismus erzeugte 
schärfung der Ausbeutung 
Unterdrückung. Die Ungerechtig- 
keit und der Unterschied in den 
Lebensverhältnissen zwischen den 
Privilegierten und dem Pi 
nahm zu. Die revolutionäre Un 
ruhe wuchs. 


Am 12. August 1969. veranstal- 
teten die Protestanten in (Lon- 
Won-) Derry ihren jährlichen 
Umzug. mit dem 
katholischen Ghetto Bopsile zu 
den Städten mit den schlechtesten. 
Wohn- und Arbeitsverhältnissen 
und der übelsten politischen Ma- 
nipulation. In den. vergangenen 


1ow-Cocktails zu werfen, hatt 
das Unrecht erkannt, das man 
ihnen ein halbes Jahrhundert lan 
tan hatte und lernten nun, 
n Kampf selber zu verteidi 

errichteten Barrikaden 
aus allem, was uns indie Hände 


fiel. um zu verhindern, daß die 
Polizei peradewegs in unseren 
Bezirk eindrane und. wie sie 
suele, „Bogside ein für allemal 


fenigmachte‘” 


„Wir kämpften die ganze 
Nacht, den ganzen nächsten Tar 
und die folgende Nacht. hindurch 
bis zum dritten Tag und zeigten 


= 32000 Ilsushalie 
100.000 Menschen 
Protest: keine Miete 
Strom meh 


mit ca 
zahlen aus 


= Trotz Verbot 
Terror finden 
Demonstrationen statt. 

= Die IRA ist” stärker 
‚wur. ihre Akı 
Basis im Volk wächst 
Republik Irtamd ist 
der 


it 


w Die 
aufgrund 


Veränderung. des Kräftever- 


Gas. oder | 


und blutige 
immer wieder | 


a * 
nimmt zu. 


Stimmung der 
Massen gezwungen, der IRA, die 
'von hier aus operiert, alle Freiheit 

obwohl England und 
dic nonlirische Regierung immer 


Wieder zuf Gegenmaßnahmen 
drängen Taisende melien sich 
fremellig Sie haben. außer ihrer 
Armut nichts zu verberen. 

® Die englischen Imperislisten 
können kaum moch eine Lösung 
anbieten. die ihren Interessen 
ient und für das Volk akzeptabel 
ist. Sie werden mindestens. 
Zugeständnisse machen müssen 


Das Ziel des Kampfes 

Das Ziel des Kampfes scheint 
der Mehrheit der Bevölkerung 
klar- Ein freies Irlımd. Doch der 
Ausgang des Kampfes wird davon 


abhängen. ob sich das. irische 
Proletarist seiner Lage bewußt 
wird 

& Nur eine wereinigie irische 
Arbeiterklasse kann dieses Ziel 
erreichen 

& Nur ein sozilistisches Irland 


kann ein freies Irland werden. 


Das verräterische Verhalten der 
Kapitalisten der Republik. Irland 
und ihrer Regierung demonstriert 
jeden Tag. dab auch ein 
vereinigtes Irlumd unter der 
Herrschaft der irischen Bour- 
geoisie weer frei sein wird vom 
englischen  Imperiismus, noch 
von der kapitalistischen Ausbeu- 
tung und dem darin begründeten 
Elend des Volker 


Auch wenn das Resultat des 
Kampfes vielleicht nur ein kleiner 
Fortschrit im _ amtimperilist- (@)) 
schen Kampf seim wird, vielleicht 
nur ein mewer men und blutig 
errungener Kompromiß. mit den 
Imperulisien, gebört dem irischen 
Volk unsere wolle Solidarität. = 


Sowohl Nordirland. als auch] 
die Republik Irland sind von 
England wirtschaftlich völlig ab- 
hängig. Die englischen Kapitalisten 
und ihre Regierung versuchen 
auch weiterhin mit allen Mitteln, 
bis zum brutalen Einsatz. ihrer 
Armee, Irland auf dem Stand 
einer unterentwickelten Kolonie 
zu halten. 


Früher war der englische Im- 
periasmus die Weltmacht Nr. 
die in Ihrer Bitezeit ein Viertel 

| der Erdoberfläche als Kolonie 

| untenocht hatte. Heute befindet | 
ich der englische Imperialismus 

} in seinem Niedergang, fast all 

| Kolonien und Einfhißbereiche hat 

Fer an ke 

| Sehe“ Sıaaten verkren 

| schwieriger wird es für a 
dem noch unter wisem die 
Einfluß stehenden Irland, 
dem evolutionisen Kampf der | 
nterdrückten wchen Massen fer- 
te zu werden Zumal auch die | 
eraliche Arbeiterkkase, won der | 
große Tee bisher am dem Weit 
geschäft der Imperianten mitpro- 

| fisert hatten und af deren | 

| Kosten die engischen Imperab- 
sen jewt wermchen, zum der 
Misere _ berausfukommeR hart 
| mickie Kämple gegen die Ver“ 
Schiechterumg ihrer Lebenslage 
| She. Des hervorragend won den 
Bergarbeitern, Trampoeierm und 
| Doskern organisierte und erfolg“ 
| reiche Streik im Februar ie mer 
ein Beispiel (Wir bemichseten| 
darüber m Arbenterkampf Nr. IL 


Im nächsten Arbeierkampf” 
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Anfang Februar fand ein Gi 
„KOMMUNISTISCHEN 
Gruppe Hamburg statt. Beide 


;espräch zwischen Vertretern der 


INITIATIVE” (Kl) Köln und des KB / 


Organisationen gingen von der 


Einschätzung aus, daß sich die organisierten Angriffe der Kapitalisten- 


Klasse 
erheblich verschärfen werden. Für 
die Notwendigkeit, die bisher 
zusammenzufassen und di 


auf die Arbeiterklasse und ihre Verbündeten in Zukunft 


die Kommunisten entsteht daraus. 
noch stark zersplitterten Kräfte 


Auseinandersetzung um die wichtigsten 


Fragen der Arbeiterbewegung voranzutreiben, 


Die Denatte um cin politisches 
Programm der Kommunisten, das 
Antwort gibt auf die. Fragen der 
Arbeiterbewegung hat gerade erst 
begonnen, nachdem „links"scktie- 
rerische Gruppen mit Parteian- 
spruch, größenwahnsinnigem G 
schwätz und hohler Phrasendre- 
scherei die sozialistische Bewezung 
jahrelang aufgehalten _ haben, 


GULLI IT LEE u 


ZurZei 


UUTLLOUNTOTLUUTLLUNDTLNLNLUUN UL 


| m Statut des - Kommunisti- 
schen Bundes ist die Heraus- 
gabe einer politischen Zeitung 
vorgesehen. Diese Zeitung wird 
von einer ständigen Redaktion 
gemacht; die Festlegung der allge- 
meinen Linie und Thematik der 
Zeitung soll durch eine erweiterte 
Redaktionskonferenz erfolgen. 


Auf der erweiterten Redak- 
tionskonferenz im Jantlar wurde 
allgemein Kritik an der bisherigen. 
Zeitungsarbeit geübt. Es wurde 
festgestellt, daß bisher die poll- 
sch - theoretische Diskussion und 
‚Auseinandersetzung um die aktu- 
ellen Grundfragen der Arbeiterbe- 
'wegung kaum oder gar nicht” im 
ARBEITERKAMPF Platz gefun- 
den hat. Hier sollte eine Verände- 
rung herbeigeführt werden, Der 
Abdruck &ines längeren. Artikels, 
zur Frage des Faschismus im 
ARBEITERKAMPF ist erster Aus- 
druck hiervon. 


Die auf der erweiterten Reda 
tionskonferenz geübte Kritik 
deckt sich in wesentlichen Punk- 
ten mit den Vorstellungen der 
Genossen vom Kommunistischen. 
Bund Bremen (vel. „Wahrheit, 
Organ des KBB, Februar 72). Die 
Bremer Genossen schreiben 


„Unter politischer Zeitung ver- 
stehen wir ein Organ, das auf 
alle Fragen des Kampfes der 
Arbeiterklasse 
Ki 


und auf die 
npfe aller anderen werktä 
en Klassen eingeht, sie vom 
Standpunkt des. wissenschaftli- 
hen Sozialismus aus beleuch- 
tet und - soweit das beim 
jetzigen Stand der Auseinander- 
setzung möglich ist — darüber 
zur politisch + theoretischen An- 
leitung wird.” 


Unter diesem Gesichtspunkt urtei- 
len die Bremer Genossen. 


„Gibt ns heute eine solchs 
Zeitung? Diese Frage ist mit 
einem. klaren zu beant- 
worten. Bisher zeichnen sich 
vielmehr die Zeitungen der 
kommunistischen Zirkel und 


Organisationen in sehr starkem 


Maße durch regionale und 
politische Beschränktheit 
Speziell „über den ARBEITER- 
KAMPF "schreiben die Bremer 
Genossen! 
„Noch unklar ist bisher die 


Entwicklung, die der von den 
KB - Genossen in Hamburg her- 
ausgegebene _ ‚Arbeiterkampf” 
nehmen wird. "Diese Zeitung 
stellt zwar die Klassenkämpfe 
in unserer Gesellschaft 

breiter dar, als die meisten 
anderen _‚Arbeiterzeitüngen', 
hat aber ebenfalls bisher noch 
auf die Darstellung der Ausein- 


Gleichfalls ist es notwendig. durch 


eine kontinuierliche _ politische 
Propaganda - Tätigkeit, möglichst 
viele Arbeiter in diese Diskussion 
mit einzubeziehen. Anderer 


t klar, daß die Kräfte 
inzelnen Zirkels oder nur 
kleinen Gruppg von Zirkeln diese 
Arbeit nicht “leisten kann. So 
weisen die Genossen der Kl- Köln 


andersetzung über die grundle- 
genden Fragen der Revolution 
in Westdeutschland _ verzi 
tet...” 


Diese Kritik. ist _ berechtigt 
Solange jedoch die Zeitung nur 
einmal im Monat erscheint und 
aus wirtschaftlichen Gründen 
einen bestimmten Umfang (etwa 
12 Seiten) nicht überschreiten 
sollte, besteht das Problem, die 
politisch - theoretische Auseinan- 
dersetzung in die Zeitung aufzu- 
nehmen, ohme daß dabei die 
konkrete Darstellung der Klassen- 
kümpfe in der BRD und in der 


Welt, Betriebsberichte usw. zu 
kurz’ kommen, 
Dieses Problem haben die 


Bremer Genossen jedepfalls in der 
Nr. I ihrer „Wahrheit noch nicht 
gelöst. Auf” der genannten Basis 
ist das Problem unserer Ansicht 
nach auch gar nicht zu lösen. Um 
die Allseitigkeit der polk 
tischen und theoretischen Aufa« 
ben einer kommunistischen Zei 
ıK wahrnehmen zu können, 
müßte diese zumindest vierzehn. 
tägie erscheinen. Das stellt aller- 
dings bestimmte Anforderungen 
an die Organisation (Vertrieb dei 


Zeitung), wie auch an die Zei- 
tungsredaktion, deres Arbeitsauf- 
wand erheblich zunehmen würde. 


‚Auf der wegenwärtigen Ent- 
wicklungsstufe. der politisch - theo- 
retischen Auseinandersetzung zwi- 
schen den Kommunistischen Onka- 

tionen erscheint die Existenz 
einer ganzen Reihe von Zeitungen 
als notwendiges Übel. Die Gefahr, 
besteht allerdings, daß daraus eine 
prinzipienlose  „Materialschlacht” 
der kommunistischen Organisatio- 
nen untereinander werden könnte, 
bei der der kapitalistische Haupt. 
feind und das Ziel der politisch - 
theoretischen Auseinandersetzung 
aus dem Blickfeld geraten. Es 
wird° deshalb notwendig sein, sic 


eit 
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in ihrer Zeitschrift 


KAMPF” richtig darauf hi 
die „Einheit der Revolutior 
das Gebot der Stunde 


Die Vertreter beider Organisa- 
tionen führten das h mit 


dem Ziel, die Möglichkeiten für 
die unmittelbare Aufnahme ge- 
meinsamer Arbeit zu prüfen, 


Dabei stand die gemeinsame Ar- 
beit an der Zeitung (ARBEITER- 


KAMPF) im Vordergrund. Auf- 
grund weitgehender Einheit in 
einer Reihe wichtiger Fragen, 
wurden von den Vertretern beider 


Organisationen eine gemeinsame 
Propaganda - Tätigkeit und Arbeit 
an der Zeitung befürwortet. In- 
zwischen vertreiben die 

der KI den ARBEITERKAM] 


Gremiums ein. Sie wollten diese 
Kontrolle in der Form, daß jede 
‚Ausgabe der Zeitung vor Erschei- 
inen von der erweiterten Redak- 
tion durchgearbeitet und korfi- 
giert werden sollte. In der folgen- 
den Diskussion konnte klarge- 
macht werden, daß die Kontrolle 
durch die erweiterte Redaktion 
aus praktischen Gründen nicht in 
der unmittelbaren „Verabschie- 
dung” jeder Ausgabe bestehen 
kann, sondern in der Festlegung 
der politisch - theoretischen Linie 
der Zeitung, langfristige Planung 
von Themen und Inhalten, Kritik 
an der bisherigen Zeitungsarbeit 
u.ä. Die Kontrolle im engeren 
Sinne muß dagegen von der 
ständigen Redaktion ausgeübt: wer- 
den, 


Umgekehrt. liefen die Vorstel 
tungen der Flensburger. Genossen 
auf eine Schwächung und letzten 
Endes sogar die Liquidierung der 
erweiterten Redaktion in ihrer 
bisherigen _Aufgabenbestimmung 
hinaus. Die Plensburger Genossen 
meinten nämlich, die Kontrolle 
der Zeitung müßte durch die 
politische Leitung des KB erfol- 
gen, während die erweiterte Re- 


er NN 


räch 


Anfang Februar fand zwischen 
dem Kommunistischen Bund 
‚Aramen (KBB) und dem Kommu- 
inistischen Bund ein schon seit 
längerem  vorgesehenes Gespräch 
statt. 
In dar Vergangenheit war es 
zwischen diesen Organisationen zu 
Ssuhweren Differenzen gekommen. 
[Der KBB hatte eine vergleichswei- 
Sie geringfügige Meinungeverschie- 
idenheit zum Anlaß für schwere 


an eine solidarische Form derBAngriffe auf die Hamburger Orge- 
Auseinandersetzung zu _ halten: Eon, ee 
Ziel muß die politisch - theoreti. E sation genommen. g 
sche und letzten Endes organisch der KBB zu einer schr 
torische Einheit der west-weitgehenden Selbstkritik veran- 
deutschen Kommunisten sein, Blaßt. 

nieht aber das „Abschlachten” 


anderer Organisationen. 


Zur Redaktionsarbeit 


‚Auf der erweiterten Redal 
tionskonferenz im Januar wurd. 
von zwei entgepengesetzien Pos) 
tionen aus Kritik an der bisher 
wen Form der Reuaktionsarhe 
geübt. 

Die Cuxhavener Genossen wa 
ren der Meinung, daß die Kon- 
rolle des ARBEITERKANPF 
durch die erweiterte Redaktior 
noch zu schwach ist, traten 
also für die Stärkung dieses 


Das jüneste Treiten. solte die 
rung der Vorfälle der Verpan- 
ienheit vorantreiben. Zum ande- 
fen — und das war das Zentrale 

sand“ die Erörterung der 
künftigen Aufsahen der Kommu- 
iisten in der BRD und speziell in 


m Zusammenhang kam 
ründung des Kommunisti- 
schen Bundes noch einmal zur 
&sprache. Der KBB hatte die in 
Ser Tat unzureichende Gründung 

Klärung zum Anlaß genommen, 


Köln und Bergkamen (bei Dort- 
mund). 


Die gemeinsame Arbeit von KB 
und Kl bedeutet nicht, daß es 
keine politischen Differenzen zwi- 
schen den Organisationen gibt 
Diese Differenzen sollen keines- 
wegs vertuscht. sondern in kame- 
radschaftlicher Weise mit dem 
Willen zur Einheit und Klarheit in 
der zukünftigen Zusammenarbeit 
geklärt werden. Für diese Zwecke 


steht auch unsere Presse, vor 
allem unsere Zeitschrift - „Unser 
Weg” zur Verfügung. Eine solche 


Differenz zwischen unseren Orga- 
nisationen besteht z.B. in der 
Beurteilung der „nationalen Fra- 
ge”. So betonten die Vertreter 
der KI die Notwendigkeit einer 
gemeinsamen revolutionären. Stra- 


daktion sich darauf beschränken 
sollte, Berichte und Informationen 
aus ihrem Bereich an die Zeitung 
zu schicken. 


Praktisch würde das die Auflö- 
sung der erweiterten Redaktion 
zugunsten eines Netzes ständiger 
‚Korrespondenten bedeuten. 


Im Statut der KB ist festgelegt 
worden 


„Die im KB zusammenarbeiten- 
den Organisationen wählen eine 
ständige Redaktion der gemein- 
‚samen Zeitung. Auf einer regek 
mäßig tagenden erweiterten Re- 
daktionskonferenz. sind verant- 
wortliche Delegierte der einzel- 
nen Organisationen des KB 
zugegen. 


Auf der erweiterten Redak- 
tionskonferenz wird die thema- 
tische und politische Richtung 
der Zeitung bestimmt. Auf 
diesem Wege wird die ständige 
Teilnahme und Mitarbeit aller 
dem KB angehörenden Organi- 
sationen gewährleistet sowie 


mit KBB 


een den Kommunistischen Bund 
- auf Grund von Spekulationen 
und Unterstellungen — eine Pole- 
mik zu führen. Daß man sich bei 
der Polemik nicht der solidari- 
schen Korrektheit befleißägt hatte, 
wurde von den Bremer Genossen 
zugestanden. 

Unterschiedliche Auffassungen 
kamen in der Beurteilung der 
Entwicklung der spontanen Arbei- 
terbewegung zum Ausdruck. Die 
Bremer Genossen sicherten zu, 
auf Grund unserer Ausführungen 
und nach nochmaligem Studium 
unserer Darkegungen in „UNSER 
WEG”. Nr.13 und 14, ihren 
bisherigen — unserer Ansicht nach 
zu optimistischen — Standpunkt 


einer eingehenden Prüfung zu 
unterziehen. 
Wesentlicher Gegenstand des 


Gesprichs war im weiteren, wie 
die Beziehungen der beiden Orga- 
nisationen und wie insgesamt die 
Zusammenarbeit der verschiedenen 
kommunistische Zirkel in der 
BRD zu verbessern sind. Wir 
wiesen besonders auf die Notwen- 
digkeit der Ausweitung der Zu- 
‚summenarbeit zwischen den kom- 
munistischen. Zirkeln hin, da wir 
dieser Frage grundsätzliche Bedeu- 
tung heimessen. 

Der KBB maß dagegen der 


des Kommunistischen Bundes 


tegie der westdeutschen und 
DDR - Arbeiter mit dem Ziel der 
Wiedervereinigung zuf sozialist " 
schem Boden. Dagegen wieseh die 
KB- Vertreter darauf hin, daß die 
unterschiedliche gesellschaftlich 
Struktur in der BRD und der 
DDR + unterschiedliche Strategien 
voraussetzt bei der sozialistischen 
Befreiung der westdeutschen Ar- 
terklasse zum einen und bei 
der Wiederherstellung der proleta- 
rischen Demokratie in der DDR 
durch die Arbeiterklasse der DDR 
Zum anderen. = 


Diese und andere Differenzen 
werden noch Gegenstand gründ- 
licher Untersuchung und gegebe- 
nenfalls. öffentlicher Auseinander- b 
setzung zwischen KB und KI sein. 


eine Kontrolle der ständigen 
Redaktion verwirklicht." 
An. 0 


Die Redaktion bestimmt die 
politische Linie der Zeitung. Das 
bedeutet natürlich nicht, daß 
allein die Redaktion. entscheiden 
könnte, was in der Zeitung stehen 
sollte und was nicht. Insbesondere. 
Beiträge der politischen Leitung, 
aber auch der einzelnen Einheiten | 
des KB werden auch dann Platz 
in der Zeitung finden müssen. 
wenn die Redaktion mit ihnen 
nicht völlig übereinstimmt 


Die Aufgabenstellung der Re- 
aktion erfordert die Stärkung 
sowohl der ständigen, wie auch 
der erweiterten Redaktion. Insbe- 
sondere ist es notwendig, dab sich, 
die Genossen der erweilerten x 
Redaktion nicht — wie bisher — 
darauf beschränken, Betriebsbe- 
richte u.ä. zu machen, sondern 
daß sie auch mit grundsätzlichen 


Artikeln an der Hebung des 
politisch - ıheoretischen Niveaus 
des ARBEITERKAMPF teilnch- 


men. 


Zusammenarbeit _ zwischen 
Zirkeln nicht die gleiche 
tung bei, wie wir. Der KBl 
äußerte die Befürchtung, eine zı 
starke Orientierung auf die 24 
sammenarbeit könnte die 
tisch - Iheoretische Diskussion 
der Öffentlichkeit in den Hint 
grund treten lassen. 

Dennoch sind die beiden 
nisationen übereingekommen, die} 
Kontakte zu verbessern. Besond 
die gegenseitige Information 
in der Zukunft intensiviert wer- 
den. Auch für den 1. Mai ist eine; 
Koordinierung der Aktivitäten 
Auge gefaßt. 

Es ist uns nur schr"unvollkl 
men gelungen, die Bremer 
sen von der grundsätzlichen 


bau der Kommunistischen Partei 
‚ohne die Hebung des Niveaus der 


das zeigen muß, inwieweit sch in 
dieser zentralen Frage zwischen 
den beiden Zirkeln Fortschritte 
erzielen lassen. 


Seite 6 ‚Arbeiterkampf Nr. 16 / März 1972 


1933 kamen in Deutschland nung tragen mußten. Schritt für Schritt drängte die und zielt auf die Einschächterung 
die Nazis an die Regierung. Die Kapitalistenklasse nach 1945 die aller demokratischen Lehrer ab. 
Kapitalistenklasse ersetzte so die pyrahkmue war menal alles Arbeiter zurück. Im Betriebsrer- Das Verbot kommunistischer Or- 
1eberperiehe Demoktate dur ci Große Teie der Nazi. Dike le erkehem Ye Rechte fe 7 yanaı a0 Cu 
ee tur wurden in den Staatsapparat Jen, Arbeil „ Rschte © Besteht die Gefahr ei 
nr) der demokratischen” Bundese- nommen; die si sch ac 10AS Faschismus? Das ist eine Frage 
übernommen: Mi % „ von besonderer Wichtigkeit. denn 
itte der Sber Jahre wurde gegen. 0 ee) 
Richter, die yiele Fami- den Willen der werktätigen Mas 5%, satscheket über dns > Bun 
lien ins Unglück gebracht sen die Remiltaisierung. der 8%, W Taktik in ge 
haben und so manches Men- Aufbau der Bundeswehr durchge- ge en 
schenleben auf dem Gewissen setzt. 1956 wurde — genau wie in Sefparkriisch mi ge 
haben, „sprechen heute noch _ der Nazi-Zeit — die KPD erneut „0% ee nn 
ä daß im Vergleich zur Wichtigkeit verchiedener Orpaniationen un- 
Recht verboten. Mir den, Notstndte. des Fries ee ee 
setzen von 1968 hat sich der - “ me 
stapo -Spitzel sind heute : intersuchungsarbeiten zum Fa fen werden. De Amemandenet- 
Wi lan mul Kommunisten: Kapaltensust _ weigehende name raRan En Men ne "Sid einer mar een 
Und Demokratenjagd Yollmachten für den, Fall einer Chend sind. Das bisher an Unter. fruchtbar si. wers der erasthaf 
Zusbitzumg Ser Be suchungsarbeit Gelistete hat te Wille besteht, die eigeme 
jation geschaffen. Gegenwärtig zugegen zu wenig Aufnahme in Position möglichst umfassend dar- 


Die Organisationen der Arbei 
ter- Gewerkschaften, KPD und 
SPD — wurden verboten und mit 
brutaler Gewalt unterdrückt. 
Streiks waren verboten. Lohn und 
Arbeitsbindungen wurden vom 
Staat zwangsweise festgesetzt. 


Der terroristischen Politik nach @ 
innen, entsprach eine agressive 
Außenpolitik, die schließlich zum 
Weltkrieg führte. ee, 
jazi- Generale und - Offiziere, 
Mit dem militärischen Zusam- verantwortlich für hundertfa 


wird die massive Ausweitung von 


menbruch Deutschlands 1945 en- unsere Agitation und Propaganda zulegen und fremde Positionen 

chen und tausendfachen Mord, Bundeswehr und Polizei und die Yefunden De In der Orenkation er ga 
noch micht planmäßig und umfas- diskutieren, statt auf einer einzi- 
send Klarheit über das Problem gen mißrerständfichen Formulic- 


dete auch die Nazi- Herrschaft. 
„Nie wieder Krieg, nie wieder 
! Faschismus!", das war damals die ® Nazi 


sind in der Bundeswehr aktiv Umstellung des „Bundesgrenz- 
Fa schutz” zur reinen Bürgerkriegs“ 

armee betrieben. Das Berufsverbot 
für sozialistische Lehrer bedroht 
diese in ihrer sozialen Existenz 


iker wie Kurt- 


Stimmung der werktätigen Mas Georg Kiesinger stehen immer 
sen, der auch die wieder erstande- noch an führender Stelle in 
inen bürgerlichen Parteien Rech- den bürgerlichen Parteien. 


nn _Diskussionsbeitrag sein. 


schenden wirtschaftlichen Kraft 
entwickelt, ohne sich aber gleich- 
mäßig in ganz Italien durchgesetzt 
zu haben. In Süditalien und auf 
den Inseln waren noch die 
Zustände der Feudal -Gesellschaft 
die vorherrschenden. Das kam 
auch im Staatsspparat zum Aus- 
druck, der noch in Form der 
Monarchie organisiert war und in 
hohem Maß den Interessen der 
Großgrundbesitzer verpflichtet 


Vom Kriegseintritt Italiens 
1915 versprach sich. die. Kapital 
stenklasse vor allem hohe Profite, 
Landeroberungen und eine Neu- 
veriilung der Suatsmacht“ zu 
ihren Gunsten. Tatsichlich. ing 
aber das kapitlisische alien 
geschwächt aus dem Krieg 
Faschlimus: Terror nach innen hervor: Die wirtschaftliche B 

War erschöpft und, desorganisert; 
| die ialleiche Schwerindusrie 

Un die Wende zum 20.Jahr- Richtung auf Abbau demokrati- brach zusammen, und andere lich geschwächt, so waren doch ehrlich als „revolutionär” und 
hundert vollzog sich die Ablösung scher Rechte, in Richtung Unter- Industriezweige folgten. Auf einzelne Kapitslisten und „antikapitalistisch”, wollten aber 
des Kapitalismus der „freien Kon drückung immer und unter allen außenpolitischem Gebiet blieben Kapitalgruppen gestärkt worden: micht begreifen, daß diese Zicke 
kurrenz" durch den’ Imperiali- Umständen entwickeln würde. die weitgespannten Hoffnungen die im Imperialismus gesetzmäßige nicht gegen, sondern nur mit: der 
mus. Vielmehr kombiniert der Imperia der italienischen Bourgeoisie weit- Konzentration des Kapitals war Arbeiterklasse, den Kleinbauern 

lismus die Methode der offenen gehend unerfüllt, weil die engli- durch den Krieg stürmisch voran- und den Tagelöhnern gemeinsam 

Unter Imperialismus verstehen Unterdrückung mit der oft nicht schen und französischen Imperlali- getrieben worden; große Kapital gegen die Kapitalistenklasse durch- 
wir das letzte Stadium des minder wirksamen Methode en an einem starken Italien gruppen und Monopole wie zusetzen gewesen wären. 
Kalitalismus, das u.a. folgende scheinb: Zugeständnisse. Ein nicht interessiert waren. ILVA, ANSALDO, FIAT ent- At Pr 
Merkmale Ha: echaulehen  Behpiel deflr" in per Lnlkniche Imperiimis wieketen sch. Riieen Grußkep: 4,7%, Kanzmgreiche Foltik 
h 1. Konzentration der Produktion Jinsster Zeit st di fast geichzei un sch vor diesem Hintergrund talsten konnte c» gelingen, sch Lei cs den Fechten so 

und des Kapitals zu Monopo- Use Verabschiedung der NOk zunächst außerstande, mit der die Aktienmehrheit in den größ imnerhai, der Arbeiterklase zei: 
| tandigesetze einenelts und die immer sehsberußter auftreien ten Malieischen Banken zu ar Mncrnunner zu ne el 
Jen, die im Witschaftleben Zulsesung der DKP andererseits Jen Arbeiterkluse fertig zu wer Chen: Immer lauter verlangten N anne mar 
die entscheidende Rolle spielen. im Jahre 1968, den, die uniberhörbar ihre Forde- dis are nach einer Et zungen zu wenn - 
i ee: ” lichen "Intervention" gegen die 
2, Verschmelzung won, Bankkapi Zeile Mal ae a en von Fabrk-Besizun. Arbeiterbewegung und geeen die, , Die Faschisten hatten schon 
tal und Industriekapital zum Untertrickung dar KBemmi en 1919/20, zur Aufstellung iefe und umfassende wirtschaft" einen Monat nach ihrer Gründung, 


„Finanzkapital”" he Borat Gall liche Krise im April 1919, mit einem Über. 
der scheinbaren Zugeständnisse Proletarischer Roter Garden zum - 

3.'Der Kapitalexport gewinnt ge- und der Täuschung, wie gegenwär- Schutz der besetzten Fabriken. Im dieser Situation setzte das FA auf das Verlagseebäuse. der 

genüber dem Warenexport an. tig immer noch. Bildung von Arbeiterräten in den Großkapital mehr und mehr auf lormistichen — 

Bedeutung B Betrieben, vorübergehende Über- die Faschisten. Um die faschist -AVAN Bereitschaft zum 


Der” extremste Ausdruck der nahme von Betrieben durch die ie Mk fienen Terror engen die Arbeiter- 
| 4. Herausbildung internationaler grundsätzlichen Tendenz des Im- Arbeiter In den Jindlichen Ge Bandne Mile Sep die Arbeiere 
Monopole, die den Weltmarkt perialismus zur gesteierien Reak- lien holten sich arme Bauern une aulanlenien Klassen (Kann 
e' unter sich aufteilen. on ist der Faschimus. Aber und Tageöhner in Masen- _ulinen. Großgrundbesizer und 
ieser wirtschaftlichen Nicht einmal der Faschismus ver- Aktionen das ihnen von den zei Ne! es 
Grundlage beinhaltet der Imperia, Zchle ginzlich auf die Meihode Orokerundbestzem voreninalene "> Nennen) Resignation im Proletrit zeiten, 
" ismus einen gesteigerten Drang Scheinbarer Zugeständnisse und Land, Die „Fasei italiani di combarıi- EiREn die Faschisten zum. affe- 
eur Han® Täuschung der Massen. Vor allem a nen Kampf gegen die Arbeiter 
zur Reaktion nach innen und zur Leite Massen der Bauernschaft Allerdings besaßen das alien en 1919 an Fokus Mus klasse und ihre Verbändeien über. 
Auression mach außen, „Der Im und Yes Mittelstandes, aber selbst sche Proletariat und seine Verben- Wärz 1919 unter Führung Mass 
perialismus ist die Epoche des r Selen damals keine revolutionäre Minis gegründet worden und hatten = 
Ft Finanzkapitals und der Monopole, Teil® der Arbeiterklasse erlagen sehe sich schnell über ganz Italien 
Finanzkapitalı und der Monopol, zeitweise mehr der Demagogie als Pate, und ‚die reformisische Sch schne 
lie über n ei en: es haschi. „Sozislistische” Partei Italiens war 2usebreitet. 
| Herrschaft und nicht nach Frei- der offenen Gewalt des Faschi gen 


f n mus. zum Kampf um die Macht im Die „Fasci” waren zunächst Die Faschisten begannen im 
heit tragen. Reaktion auf der Staat ebensowenig bereit wie ein Bund ehemaliger Offiziere und Winter 1920/21 re sogenannten 
, gleichviel unter Betrachten wir zur Begriffs einige Monate später zum Kampf anderer kieinbäreerlicher Krigr „Sirafexpeditionen” is Ger Po- 
gegen den Faschismus. Erst im teilnchmer, die der Krieg deklas Ebene. Dort zerschlagen si syste- 

siert und entwurzelt hatte. Die matisch die grwerkschaftichen 


F Ichem _ politischen System, klirung kurz den Faschismus in 
! äußerste Zuspitzung der Gegen- seinen wichtigsten historischen Er- 


sätze auch auf diesem Gebiet — scheinungsformen. ac” ae Ge ie 
a S resran Sees Gen: Sammelbewegung des vom Ruin und die kıkaka Büros der Sariali- 
a! Be oT bedrohten Kleinbürgertums. Die in stischen Partei, die starken Ein- 
Das bedeutet jedoch nicht, da6 Bis 1914 halte sich der Hatte der Krieg die italienische den „Fasci” onpanisierten Kiein- laß unter den Lanarbeitern 
sich der Imperialismus gradlinig in Kapitalismus in llalien zur herr- Bourgeoisie insgesamt erheb- bärger verstanden sich teilweise gehabt hatte Es entwickelte sich 
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der. faschisische 
(auadre =Stoßtnupp). Da 
Faschisten nunmehr rec 
nanzmittel von 
zen und Kapitalisten erhielten, 
konnten sie ständige Stoß - Trupps 
unterhalten, die zum Teil ein 
tügliches „Taschengeld” während 
ihrer‘ Einditze erhielten, falls sic 
sich einmal durch Plünderungen 
nicht selbst versorgen konnten 
Diese „sauadre” bestanden voi 
aus Studenten, Ex- Oft 
Öberschülern, Großgrun 
r-Söhnen und glücklose 
'rwirrten jungen Künstlern. Die 
Faschisten zerschlugen mit ihren 
„Strafexpeditionen” in kürzester 
Zeit die Sozialistische Partei 
allein von Januar bis Mai. 1921 
zerstörten die Faschisten 120 
Gewerkschaftshäuser; 240. ermo 


„Squadeismo” 
die 


DEUTSCHLAND 


Der 1914 zur Neuaufteilung 
der Welt vom Zaun gebrochene 
Krieg endete mit einer Niederlage 
des deutschen Imperialismus. Er 
verlor alle Kolonien und außer- 
dem 30% seiner Kohle- Basis, 
(60 % seiner Zinkerz - Vorkommen 
und 70% seiner Eisenerz - Vor- 
‚kommen. Fast die gesamte Han- 
delsmarine, eine große Zahl von 
Eisenbahnwagen, Maschinen, Vieh 
ü.a. mußten den Siegern über- 
geben werden. Außerdem wurden 
Deutschland Zahlungen in unbe- 
immter Höhe auferlegt. Sämtli- 
che Kapitalanlagen des deutschen 
Imperialismus-im Ausland wurden: 
beschlagnahmt. 


Im Inneren stand die. Kapitali- 
stenklasse unter dem Druck der 
Arbeiter und anderen Werktätigen, 
die in mehreren revolutionären 
Wellen von 1918. bis 1923 die 
Machtfrage stellten. Die Aufstände 
des Prolelariats konnten nur da- 
durch. hiedergeschlagen werden, 
daß die SPD-Regierung reaktio. 
näre monarchistische Verbände 
bewaffnete. Diese konterrevolutio- 
nären Truppen („Freikorps”) wur 
den in Deutschland zum Vortrupp 
des Faschismus: Gestützt auf diese 
Bewegung unternahm Hitler im 


Herbst 1923. nach dem. Vorbild 
Musolinis einen „Marsch auf 
Berlin”, der aber” bereits in 


München endete, In einer Situs- 
ion trügerischen wirtschaftlichen. 
Aufschwungs (1924 — 28) und 
eines vorübergehenden Abflauens 
der Klassenkämpfe war die Stun- 
de des Faschismus in Deutschland 
‚noch nicht gekommen. 


Sind die Arbeiter schuld am 
Faschismus? 


Eine recht eigenwillige. Inter- 
pretation des Faschismus findet 
sich in der Heidelberger Studen- 
tenzeitung „Neues Rotes Forum’ 
Nr. 6/71. Auf diese Interpr 
tation soll hier etwas näher 
eingegangen werden. 


Das NRF schreibt: „Der Fa- 
schimus ist ein Zeichen der 
Schwäche der Bourgeoisie, die 
durch die Verschärfung der inne- 
ren Widersprüche nicht mehr. in 
der Lage ist, mit den alten 
Mitteln der parlamentarischen De- 
mokratie zu herrschen”. 


Also muß man wohl annch- 
men, daß die Kapitalisten aus 
irgendeiner Vorliebe heraus, s0- 
lange es irgend geht, an der 
‚Parlamentarischen Demokratie 
festhalten und sie erst zugunsten 
des Faschismus aufgeben, wenn 
sie nicht mehr anders können. 
Folgerichtig spricht das NRF 
davon, daß die Bourgeoisie „ge- 
zwungen” sei, „zu lerroristischen 
Methoden zu greifen”. 


dete Arbeiter und 1 150 Verletzte 
in dieser Zeit kommen auf ihr 
Konto. 


Die „Strafexpeditionen” waren 
selbstverständlich nyır möglich 
Duldung und oft genug auch 
direkter Unterstützung des Staats- 
apparates. Gelang es den angegrif- 
fenen Arbeitern wider Erwarten 
einmal, die Faschisten in die 
Flucht zu schlagen, so standen 
schon Polizei- Einheiten zum Ein- 
greifen beı 


Im Herbst 1921 bauten die 
Faschisten ihre squadre zu para - 

rischen Einheiten um. Am 
12.Mai 1922 besetzten 
‚60.000 bewaffnete Faschisten die 
norditalienische Stadt Ferrara, am 
29.Mai wurde Bologna von 
22'000 Faschisten überfallen. Am 


Die 1929 einsetzende Weltwirt- 
schaftskrise traf das weitgehend 


von Auslandskrediten 
Deutschland umso schwerer. 
Deutschland war das von der 
Krise am schwersten betroffene 
Land. Der Rückgang der industri- 
ellen Produktion gegenüber 1929 
betrug: 1930 = 14%, 1931 

32%, 1932 = 47%. Das heißt, 
daß 1932 nur noch etwa halb 
soviel produziert wurde wie 1929, 


abhängige, 


Die Kapitalisten versuchten 
stets, ihre Krise auf die Werktätk- 
‚gen abzuwälzen. So war es auch 
nach 1929, Die Regierung Brüning 
(ab März 1930) erhöhte im Juli 
1930 die Steuern und führte neue 
ein. Die Steuer- Erträge wurden 
von 19,9% des Volkseinkommens. 
(1929) erhöht auf 24,2 % (1932). 
Die Beiträge zur Arbeitslosenver- 
sicherung wurden erhöht. Die 
Löhne wurden zwangsweise ge- 
senkt, so daß sie Ende 1932 
bereits um 21% unter denen von 
‚Ende 1930, lagen. ‚Die Leistungen 
der Arbeitslosen. und Kranken- 
versicherung wurden abgebaut. 


Langfristig erwies sich aber die 
Brüning- Regierung als unfähig, 
die Geschäfte der Kapitalisten zu 
deren Zufriedenheit zu führen: sie 
fand keinen Weg aus der Wirt- 
schaftskrise, sie wurde mit der 
‚Arbeiterbewegung nicht fertig und 
sie kam außenpolitisch nicht 
schnell genug voran. So wurde 
Ende Mai 1932 die Regierung 
Brüning gestürzt. Die Regierung 
Papen wurde gebildet, ein weite- 
rer Schritt auf dem Wege der 
Faschisierung. 


„Gezwungen” 
etwas, was man eigentlich nicht 


wird man zu 
möchte. Mögen die Kapitalisten 
den Faschismus nicht? Diese 
Annahme stünde in. fatalem Wi- 
derspruch zu der auch vom NRF 
anerkannten Tatsache, daß Impe- 
tialismus eben rundsätzlich ver- 
stärkte “Tendenz zur Reaktion 
bedeutet. 


Daß die Bourgeoisie in be- 
stimmten Situationen die Unter- 
drückung verschärft und gar zur 
faschistischen _ Herrschafisform 
greift, kann nicht damit erklärt 
werden, daß sie dazu „gezwun- 
gen” ist. Vielmehr ist es so, daß. 
die Bourgeoisie unter Umständen 
den Faschismus einfach für wi 
samer und geeigneter hält, als die 
parlamentarisch - demokratische 
Form des Regierens. Unter Um- 
ständen wohlgemerkt, und keines- 
wegs immer. Welche Form des 
Regierens die Bourgeoisie bevor- 
zugt, hängt von der Gesamtsitus- 
tion 


Warum ist es wichtig, diese 


Klarstellung gegenüber der These 
des NRF zu machen? Weil die 


Die erste Maßnahme der 
Papen - Regierung war ein weiterer 
Abbau der Arbeitslosenversiche- 


ung, Abbau der Wohlfahrtsunter- 
stützung um 15%, Kürzung der 
Renten um 15 — 20% 

Auf Papen folgte im Dezember 
1932 die Regierung Schleicher; 
am 30. Januar wurde Hitler zum 
Reichskanzler ernannt. 


Die Nazi-Regierung betrieb, 
die Unterdrückung der Arbeiter- 
bewegung mit bisher unbekannter 
Brutalität. Verboten wurde zuerst 
die KPD, dann die Gewerkschaf- 
ten, schließlich sogar die SPD und 


Von den Faschisten ermordet: 
KPD - Führer Thälmann 


Darstellung des NRF den Faschis- 
mus als etwas erscheinen läßt, 
was die Kapitalisten ohne und 
gegen eigenen Willen, „gezwun- 
zen” tun. Weil in letzter Konse- 
quenz_ die Bourgeoisie als bewußt 
handelnde Klasse geleugnet wird. 
Diese Konsequenz hat mit äußer- 
ter Deutlichkeit zwar nicht das 
NRF, wohl aber deren Nachbeter, 
die Hamburger Studentenzeitung 
„Rote Presse”, gezogen. Die Bour- 
geoisie bereitet den Faschismus 
nicht etwa planmäßig und syste- 
matisch vor - behauptet die 
„Rote Presse" -, sondern sie 
gerät ohne eigenen Willen durch 
den Gang der Ereignisse in eine 
Situation hinein, wo ihr gar keine 
andere Wahl mehr bleibt, als der 
Faschismus. Man fühlt sich pein- 
lich erinnert an die Behauptung 
bürgerlicher Historiker, wonach 
der deutsche Imperialismus. seine 
beiden Weltkriee auch nicht 
bewußt herbeigeführt hat, sondern 
in sie „hineingeschliddert” sei. 


Zurück zum NRFI Die Kapita- 
listen werden also angeblich zum 
„gerwungen”, 


Faschismus statt 


29. Oktober 1922 schließlich über- 
nahmen die Faschisten die Regie- 
rung. 

Die Faschisten waren son den 
herrschenden Klagen planmäßig 
an die Macht gebracht worden: 
die „Strafexpeditionen” gegen die 
Arbeiter, Tagelöhner und Klein- 
bauern wurde von den her 
schenden Klassen finanziert und 
vom Staatsapparat unterstätzt. 


Die Einstellung des italien 
schen Staatsapparats auf die An- 
forderungen während des Krieges 
(Wilitarisierung der Bürokratie. 
Zentralisierung u.a.) war von den 
herrschenden Klassen niemals auf- 
‚gehoben worden; der militarisierte 
Staatsapparat wuchs in den faschi- 
stischen hinüber. 


andere bürgerliche Parteien. Tau- 
sende soziallemokratischer, kom- 
munistischer und anderer klassen- 
bewußter Arbeiter wurden einge- 
sperrt, hunderte von ihnen ermor- 
det. In den Betrieben wurden die 
gewählten _Arbeitervertretungen 
aufgelöst. Die Rechte, die sich die 
Arbeiterklasse Deutschlands in 
Jahrzehnten erkämpft hatte — 
Redefreiheit, Versammlungs- und 
Demonstrationsfreiheit, politische 
und gewerkschaftliche "Betätigung, 
Freiheit der Arbeiterpresse — 
Wurden innerhalb weniger Monate 
aufgehoben. 


Die Nazi-Partei war von der 
Kapitalistenklasse planmäßig am 
die Regierung gebracht worden. 


Schon Hitlers _mißelückter 
Putsch 1923 in München war u. . 
von Großkapitalisten wie Stinnes. 
finanziert worden. Auch der 
‚Thyssen - Konzern gehörte schon 
frühzeitig zu den Geligebern 
Hitlers. 


Aber 1923 war die Situation 
innen- und aüßenpolitisch noch 
nicht günstig für die Herrschaft 
des Faschismus. Hitlers Putschver- 
such fand daher noch nicht die 
Unterstützung der gessmten Bour- 
geoisie und scheiterte daher. 


Mit. der Krise von 1929 begann 
die Kapitalistenklasse, sich auf 
‚den Übergang zur\oflenen Dikta- 


tur vorzubereiten — die der 
NSDAP  zuflißenden Gelder 
wuchsen rasch. 


Ende 1931 wurde sichtbar, daß 
die Regierung Brüning den Kapita- 
listen nicht mehr genügte. In 
seiner von Thyssen vermittelten 


ihn bewußt herbeizuführen. Wer 
zwingt sie? -— Die „Drohung der 
proletarischen Revolution”, meint 
das NRF. Diese Behauptung hält 
jedoch den historischen Tatsachen 
nicht stand. Weder in Italien 
1922, noch in Deutschland 1933, 
bestand aktuell die „Drohung der 
proletarischen Revolition” für die 
Bourgeoisie. In Italien lag die 
revolutionäre Welle der Fabrikbe- 
setzungen, (1919/20) bereits zu. 
rück, im Deutschland konnte 
1932/33 von einer „drobenden” 
revolutionären Welle noch keine 
Rede sein. Die Kapitalisten han- 
delten also vorbeugend, und ker 
neswegs unter einer akuten Dro- 
hung. 


Wodurch wird nach Meinung 
des NRF der Faschismus über- 
haupt erst möglich „..? Durch das. 
Bestehen einer kleinbärgerlichen 
Massenbewegung Das NRE 
schreibt: „Um eine Begrenzung 
fzschistischer Systeme von sonsti- 
gen autonitär- reaktionären Dikta- 
toren vornehmen zu können, muß 
das Vorhandensein einer faschisti- 
schen Massenbewegung zur Vor- 


. See? 


Anders als später, in Deutsch- 
land. bedeutete der Faschismus an 
der Regierung zumächst keim 
grindsätzlich neues Verhalten des 
Stastsapparates gegenüber der Ar- 
beiterbewegung Die Unter 
drückung der Arbeiterbewegung 
erfolgte weniger durch Verbote 
und Massenverhaftungen, als viek- 
mehr durch Fortsetzung der 
„Strafexpeditionen”. Die alten 
Gewerkschaften blichen bestchen, 
wurden aber in ihrer Tätigkeit 
mehr und mehr eingeengt. Gleich- 
zeitig wurden die Arbeiter durch 
wirtschaftlichen und politischen 
Druck allmählich in die faschisti- 
schen Gewerkschaften hineinge- 
zwungen. Erst Anfang 1925 wur- 
den alle nicht - faschistischen Or- 
anisationen verboten. 


ER 


Rede vor dem Düssehlorfer „In- 
dustrie - Club” (27. Januar 1932) 
hatte Hitler erstmals Gelegenheit, 
vor einem großen Kreis vom 
Vertretern fast aller Kapitalgrup- 
pen seine Vorstellungen darzule- 
gen. 


Anfang 1932 entstand such 
der sogenannte „Himmler - Freun- 
deskreis”, der scit Mai 1932 zu 
tegelmäßigen Besprechungen mit 
Hitler zusummentraf, und dem 
Vertreter fast aller Wirtschafts- 
zweige angehörten. 

Massenbasis der Faschisten © 
war das vom Ruin bedrohte 
Kleinbürgertum, die arbeitsiuse 
und deklassierte Intelligenz, Bau- 
ernschaft, Angestellte und Beam- 
ten. Diese Massenbasis stellte im 
gewisem Sinn ein „evolution 
res” Moment innerhalb der Bewe- 
gung dar: wie z.B. der Kampf 
des Kieinhandels gegen die Kauf- 
häuser (verbunden mit dem Mol 
des Antisemitismus, da viele Kauf- 
häuser im Besitz jüdischer Kapita- 
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Fortsetzung von $.7 [ ] 


liefert dem Faschismus die Mas- was anders hätte gemacht werden dest verbal unterstützt hatten 
senbasis. Die entscheidende können, welche Lehren die west 

Ursache für das Entstehen der , deutschen Arbeiter heute aus den In Deutschland war es dagegen 
faschistischen Massenbewegung ist damaligen Fehlern zu 
die verfehlte Bündnispolitik der haben, 


jogisch. indoktrinie 
Massenbewegung 
on dem Wil 


so, dal das Kleinbürgertum (vor 


Iem Studenten und andere Inte Bo 


‚oisie” geben 
Organisationen 'der Arbeiterklas iektuelle!) nach der November 
BL Jedoch gibt das NRF einige Revolution 1918 und den folsen- Die Bourgeois 


Kommunistischen Ma 


eben 


wird in den konkret 
italistischen” Aktionen 
des Kleinbärgertums, wie etwa 
dem Kampf gegen die Kaufhäuser 
gegen die Tendenz zur Konzentra 
tion der Produktion und den 
arbeiterfeindlichen indischen 
Kämpfen von Angestellten, Beam 
ten und Akademikern schr deut 
lich. Diese Art „potentiell revolu 
näres Bewußtsein” ließ sich 
allerdings leicht für den, Faschis 
faschistischen Masıen- mus „umfunktionieren 


Die „versagende” Arbeiterklasse, seltsame Ansichten über, das den Kämpfen sofort massen- Aufbau der 
alsovist'*s — nach Meinung der Kieinbürgertum zum besten. Da- haft in die ko jtionären Bewegungen auch mit raaterielle Di 
studentischen „Theoretiker” — die nach wäre das Bewußtsein des „Freikorps” drängten, um Blut- Unterstützung. In Italien wurde 
einerseits durch ihre Unfähigkeit Kleinbürgers „potentiell revolutio- bäder unter der Arbeiterklasse Mussolini schon während des 
Zur Revolution dem Faschismus när". Erst das „Scheitern der anzurichten. Damit waren die Krieges für seine „radikale” 
die Massenbasis „liefert, und die_ proletarischen Revolution”, die Fronten zwischen Proletarist und Kriegspropaganda (Musolini war 
andererseits mit der „Drohung der Niederlage der Arbeiterklasse, Kleinbürgerum von Anfang an aus der Sozialistischen Partei 


falschen Thesen des NRF 
zum Faschismus 


antikommunistische 
sen zentrale Aussa 


proletarischen Revolution” die ar- „läßt das Kleinbürgertum von der klar. ausgeschieden, weil diese gegen er 

men Kapitaisten ganz. gegen ihre proletatichen revolutionären Be 1 den Kriegeintritt Itabens war!) 

freundlichen parlamentarisch -de- wegung abfallen und eigene politi- 5; In jedem Fall ist es falsch, die ‚on der italienischen Bourgeaisie Die Bourgeo 

mokratischen Absichten zum Fa- sche Lösingen angehen”. Das Kleinbüger äls „potentiell rerol- Tinanziet. Als die Faschisten = zum Faschismus 

sehlsmus „awingt”. Und: all das „potentiell revolutionäre Bewußt. LONär” darzustellen, die Mr Enie 1920 zu den berächtigten = dazu gezwungen win 
Unabhängig von dem Willen der sein” des Kleinbürgers schlägi JUfch, das „Venagen“ und "die Strafexpeditionen” in großem = sie sonst lieber 
Bourgeoisie”, die die parlamenta- dann um in Haß gegen das „verfehlte Bündnispolitik” der Ar- \ugstab übergingen, standen ih- risch - demokratisch regier 
risch- demokratische Regierungs: Proletariat. beiterklasse auf die schiefe Bahn nen sogleich die Gelder dei 5 

a en ds Faschlemus gebracht werden. hemcheiden Kinsen und de 5 Di Faiiehen einer fach 
ie au ihrer Aufrekhterbaltung - Diese Darstelling. veraligme- Der arbeite ee ee! schen Mumenbevegung ri 
„nicht mehr in der Lage” ist! nert unzulässig die besondere ter dieser These wird dadurch zur Verfügung. In Deutschland racrssn Me - 


Entwicklung in Italien, wo tat- verstärkt, daß 
Das NRF gibt nicht konkret sächlich erst nach dem Scheitern Rolle der Bau 


indererseits die wurden die „Freikorps” von dei 
isie bei der Bourgeoisie und ihrer Regierung 


an, weiche Bündnispolitik die der revolutionären Welle Entstehung der faschistischen Mas- aufgerüstet 

Organisationen der Arbeiterklasse 1919/20 die Faschisten zum senbewegung gelugnet wird. seits bildeten 

gegenüber den Kleinbürgern, Bau- Terror gegen die Arbeiterbewe ‚a NSDAP. Wenn di 
ern, Ahgestellten usw. gemacht gung übergingen, während sie ° In der kapitalistischen Gesell Unterstützung für 


haben. Es gibt nicht an, welche vorher zeitweise die Arbeiterbewe- schaft, wo die Bourgeoisie gerade auch erst nad 
Fehler konkret gemacht wurden, gung (Fabrikbesetzungen!) zumin- das Kleinbüngertum systematisch einsetzte, so erhielt die NSDAP 


1" DEN NÄCHSTEN AUSGABEN NW si 


ANZEIGE L 
Ein Abonnement (6 Ausgaben incl. 
Porto) der Zeitschrift des KB zu 


Fragen der Arbeiterbewegung 


kostet DM 
Einzelheft DM 


‚Abonnement über: 
Verlag ARBEITERKAMPF, 2 Hamburg 13 
Rutschbahn 35. 
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Die Gesetze zur „Neuordnung” des Boden- und Wohnungsrechts, Wohnrechts scht, wird an dem Chance mehr”, verkündete der grundbesitzer. Außerdem wird die 


‚CDU - Wohnungsbauminister und spi neuen Sıätsbauförderungsgeseiz SPD -Wortführer im Städtebau- Bestimmung. daß eine Reprivat- - 

minister Löcke in den üiger Jahren. ausgearbeitet. hatte, hoben besonders deutlich, zuschuß des Bundestgees Karl Serung an „Bawilige“ — d.h 

Bodenpreisbindung, Mietstop und Mieterschutz in Westdeutschland auf. Ahrens. (SPIEGEL 23. 1971). Das Zahlungskräftige zu, erfolgen 

Das _Städtehauförderungsgeseiz hat, das Monopol des privaten : 

Durch die Freigabe der Bodenspekulation erzielten die Grundeigen- der SPD Grobgrundbesitzes verstärken, 
fümer zwischen 1960 und 1969 Spekulationsgewinne in Höhe von Allerdings währt die Verhinde- Ganz im Sinne dieses Gesetzes 
rund 70 Milliarden DM. rung der Spekulation nicht lange: erklärte denn auch Lauritzen wor 
Di, ing dr Wohnungs in dh „Freie Makita" an u da nah Ah I Loc 25 Come m ic a 1 

schaft mußten die Lohnabhängigen mit Mieterhöhungen bezahlen, die angekündigten Reform des die Pflicht, den sanierien Grund Vergesellschaftung und Kommuna : 
alles bisher dagewesene in den Schatten stellten. -(Wir berichteten Grund- und Bodcnrechts gewor- und Boden wieder zu reprivatisie- Isierung des Grund und Boden“ 
Harüber im letzten ARBEITERKAMPF). den ist, Es sichert den Gemeinden ren. sprach: „Bei der Anwendung des 


ein verbessertes Grunderwerb- 


Zu den unerfülten Erwartungen, die viele Arbeiter beim Eintritt 


ind - und nun komme 


Damit steht dem «weiteren er gere 


spekulativen Anstieg der Boden 


ht, um  Sanierungsmaßnahmen 


sozialdemokratischer Führer in die Regierung hegten, gehörte nicht nach einheitlichem Plan durchfüh reise nach Abschluß der Sanıc „0°, Belange der Eigentümer wo 
zuletzt auch diejenige nach einer sozialeren Miet- und Wohnungs "“" # können rung nichts mehr im. Were. YehFn Dersekskchigens Wahnedl 


abı dieses Geseiz Ausdrückli 


Boltik. Insgesamt, erfaf wird so auchnden ger" Beratung des Entwurfs im 

Doch auch während der Amtsperiode des sozidemokratischen A, «nen verchndend vernaen Krekraumn Bundesrat wünde ja auch feste 
Wohnungsbauministers Lauritzen wird die grundbesitzerfreundliche chin des Grund und Bodens die Miten um einen ansmene: 60h, Sser Gesetzentwurf si der 
Miet - und Wohnungspolitik forciert fortgesetzt. Im folgenden soll das Die Spekulation im allgemeinen nen Betrag” dann zu erhöhen. es ‚der'bisher 
wohnungspolitische Programm der SPD untersucht werden. bleibt also völlig unberührt Du er er 


ae 
Von möflchen  Entegnungen I, d* „Sundeegerung 
nn ee 
und. ° Grundbesitzer betroffen. 


ebi 


Vor der letzen Bundestagswahl bi 


Senkung eignung 


irat die SPD mit umfangreichen mieten zur Folge ge von den vor der Sanierung Wi 
ersprechungen zur Wohnungs herrschenden spekulativen Boden- ‚Denn | den  Grundeigentümern _ Dieses Gesetz wurde von der 
a Von dr ieDu _  Die. SED. bejaht far priyac Nirschenden spekulatwen Boden“ „groh ann keine Entcismung, SPD als erster Schrit einer 
Berchaffene” Eingliederung des Gfößkründeigentum, sie wil es PT“ > wenn sie zur. zügigen” „und grundsätzlichen Neuordnpng von... 
Wohnumsamrgaan TRIER weder beseitigen noch antasten, „Mit dem Inkrafttreten de& „zweckmäßigen" Sanierung selbst Grund und Bodenmmiißrt. Es 
meswosens um die kapitalistr Daß es ihr um keine radikale Gesetzes haben Grundstücksspeku- in der Lage sind. Das sind vor r 


sche Marktwirtschaft wurde wort“ 


san Manyrit ynle wre meschisien keine allem die Kapıalkntigen Gross FOrtS.nächste Seite 
BPD*Wehmunaekpate Vorne 


Jacobi bekämpfte verbal z.B. die 
a er Tropfen a 
‚ten Exolsmus) B Seit 1953 ist der Anteil des Sozialen Wohnungsbaus von 70 % aller 


Neuordni 


18 des Boden- und lanten in Sa 


Sholsmo (el 
der Bodeninterossenten”. Der da- Üneuerbauten Wohnungen bis 1969 auf 26 % gefallen. Dementsprechend [7 = = 
nn nnürsermentet Ünahm der Anteil der wesentlich teureren freifinanzierten Wohnungen heißen Stein wird 
Hebung des privaten Eiventums an Jsuf über 70% zu. Begleitet wurde dies durch eine erhebliche Kürzung 
und und Boden, da „die Trasik fer Öffentlichen Mittel, die allein im Zeitraum von 1964 bis 69 von fi 
unseres Aufbaus nach” 1945 im fa. 4,3 Mrd. auf nur 1,2 Mrd. fielen. Und das, obwohl im gleichen P 


Eigentumsfimmel der CDU/CSU | 
Na, As nach SPIEGEL 35: Mnungen sind daher kaum zu kriegen, mindestens a 
69). Auf einem Wohnungs s 
U Städtebaukongreß der spp langen Wartezeiten gerechnet werden. . 
Kurz vor der Wahl 69 hieß es in Rückgang des sozialen Wohnungsbeus (in Tausend) 
der  Schlußresolution: 
Bodenverfassung muß so 
tet werden, daß die Bodenspeku- 
lation verhindert wird...” Willy 
Brandt machte sich vor diesem 
Konereß zum F 
er und „geißelte" die Wucl 
te: ',Wir werden 
daß” alle wissen, wo d 
Stühle in der Stube stehen 
(SPIEGEL. 35, 69). Dies waren 
die Sprüche der SPD - Führer vor 
der Wahl 1969; Ein Jahr später 
ist hiervon keine Rede mehr 


Im  programmatischen Sud 
it 1970 der SPD- Rey 
es dann: 


& © Bewilligte Bundes- und Landesmittel (in Mrd.) zur 
Sum a ins nn (BE > St rn rm 

hältnis zwischen der gesellschaft | Lauritzen hat nun eine Steigerung des Sozialen Wohnungsbaus auf | Die Hälfte aller Wohnungen, d.h. 1972 250 000, 
re ads A seat“ Bea. 50% alter Neubauten angekündigt, denn, so das Programm der | gefördert werden. Die gesamten Baukosten von 
Boden‘ auszupleichen, bedarf cs NSPD, die Marktwirtschaft lasse sich nur im Wohnungswesen vertreten, | I 

keineswegs einer Anderung der |wenn „in ausreichendem Maße Sozialwahnungen gebaut werden, um 
gegenwärtigen otumsordnung.” Äregulierend auf das Mietpreisgefüge zu wirken und um finanziell 


Damit verzichtete di 
bewußt auf die Anwendung Bevölkerung zur Verfügung zu haben ... 
bestehenden gesetzlichen Mönl 


keiten, das private Bodenmonopol Pe 


zu ‚brechen. (Nach Art. 15 des # Die 1970 auf 400 Mio. gesunkenen Mittel sollen auf ca. 1 Mrd. in 
Grundgesetzes ist eine Sosülisi- Mden nächsten Jahren steigen. 

rung von Grund“ und Boden 

durchaus möglich, was eine spür- si 


sen 


(Perspektiven, Sazialdemo- 


k 
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Forts.von 5.9 Das wohnungspolitische Programm der SPD 


verhindert somit 
dafs notwendige — 


jedem Fall, 
auch ‚im 


Interesse der Kapitalisten liegende , 


— Strukturmaßnahmen in irgend» 
einer ‚Weise die Interessen der 
* Eigentümer beschneiden. Im Ge- 
genteil: diese Leute werden nach 
der Sanierung’ nur von den 
inzwischen aus Öffentlichen Mit- 
teln reingesteckten Geldern profi 
ieren. Grundsätzlich hat sich 
nichts geändert, was die Eigen- 
tümer betrifft, Anders die Masse 
der Bevölkerung: Sie hat als 
Wohnungsmieter teilweise erheb- 
iche Nachteile von diesem Ge- 
setz. Wenn Hunderttausende beim 
Abbruch ganzer Stadtviertel ihre 
relativ billigen Altbauwohnungen 
räumen müssen, so sicht das 
Gesetz zwar gewisse Umzugs- und 
ähnliche Beihilfen vor, Letztend- 
lich sind neue Wohnungen aber 
nur zu erheblich höheren Mieten 
zu haben, und, die meist weit 
außerhalb der Zentren. Damit 
trifft das Städtebauförderungsge- 
setz besonders Rentner, Familien 
mit mehreren Kindern oder nied- 
figem Einkommen, eben diejeni- 
gen Teile der Bevölkerung, die 
durch niedriges Lohneinkommen. 
gezwungen waren, in den billige- 
ren Altwohnungen der Sanierungs 
gebiete zu wohnen, 


Früher Opposition .. 


Als Anfang der 60iger Jahre 
durch die Lücke- Gesetze der 
CDU/CSU die seit Kriegsende 
bestehende Mietpreisbindung abze- 
schafft wurde, machte die SPD 
ebenso wie beim Bodenrecht „in 
Opposition". Die Eingliederung 
des  Wohnungswesens in die 
„Marktwirtschaft, erklärten die 
SPD- Führer, werde weder Anreiz 
en nude 


„ben, noch. in der Folge die 
Mieten senken. Genau das Gegen- 
teil sel der Fall 


Das. ist richtig. Der Wohnungs 
bau scht gerade seit 1964 zurück 
‚obwohl es einen enormen Fehlbe- 
stand gibt. Das wird im Kapitalis- 
mus. immer so sein, da Investitio- 
nen im Wohnungsbau nur dann 
vorgenommen werden, wenn die 
Mietertrige mit den Rroflten 
industrieller Investitionen ver- 
gleichbar sind. Wegen der Höhe 
industrieller Profite kann im Kapi- 
talismus im Wohnunswesen nur 
die zahlungskräftige Nachfrage be- 
friedigt werden, ein Überangebot 
‚oder auch nur halbwegs befriedi- 
endes Angebot. billiger Wohnun- 
hen wird es nicht geben. Helmut 
Schlicht, der Direktor des west- 
deutschen Mieterbundes: „Dahin 
wird es in der Bundesrepublik 
niemals kommen. Wenn nämlich 
keine sichere Aussicht auf gute 
Rendite besteht, hören die Bau- 
herren auf zu bauen. Tendenziell 
wird cher zu wenig als zu viel 
gebaut. Wir werden wohnungswirt- 
schaftlich immer am Rande eines 
Defizits entlang spazieren." 


‚Andererseits führt das ständige 

dazu, daß Erpressung und 
jer beim Kauf der notwendi- 
gen Ware Wohnung nicht die 
‚Ausnahme, sondern die Regel 
sind, 


heute Zustimmung 


Das alles konnte man vor 10 
‚Jahren auch von der Oppositions- 
Partei SPD hören, 


Heute ist dagegen die SPD, so 
erklären. ihre Führer mit Näch- 
druck, prinzipiell wie die CDU / 
CSU „für die Marktwirtschaft im 
Wohnungswesen,” (Perspektiven, 
Sozialdemokratische Politik im 
Übergang zu den. 70iger Jahren, 
Hmb. 1969 5. 116). 


Ausdrücklich‘ lehnte so Schiller 
im August 1970 den vom DGB 
geforderten Mietpreisstop ab, da 
er angeblich kein geeignetes Mittel 
sei, „um den Schwierigkeiten auf 
‚dem Wohnungsmarkt Herr zu 
werden .. Dadurch würde der 
Bau von neuen Wohnungen und 
die Modernisierung von Altwoh- 
nungen beeinträchtigt, also der 
notwendigen Angebotsausweitung 
gerade entgegengewirkt, 


Und das, obwohl Schiller na- 
türlich genau weiß, daß die 
igabe der Mieten nicht zur 
Steigerung des Wohnungsbaus, 
sondern nur der Mieten geführt 
hat, 


Mietwucher wird nicht verhindert 


Die tatslchlichen wohnungs- 
politischen Maßnahmen der SPD - 
Regierung stehen _dementspre- 
chend völlig auf dem Boden der 
kapitalistischen Ausplünderung der 
Arbeiter durch die Haus» und 
‚Grundbesitzer. Darüber kann das 


größte Reformgeschwätz nicht 
hinwegtäuschen: Diese Maßnah- 
men sind: 


1.Das Wohngeldgesetz 


Das im November 70 verab- 
schiedete 2. Wohngeldgesetz, 
dus die Einkommensgrenzen für 
Wohngeldbezieher um SO DM 
und den Wohnflächenmaßstab 
erhöht, Durch diese „Verbesse- 
rung” wurde jedoch kaum mehr 
als eine Angleichung an das 
gestiegene Preisniveau erreicht, 


Für die Mieter ist durch die 
vom Gesetz als, 
kannten Mietsätze, durch qm + Bi 
grenzungen, Obergrenzen der Fö 
derung usw. sowieso nicht allzu 
viel dein 


‚Auf der anderen Seite erlaubt 
dieses. Gesetz durch die staatliche 
Subventionierung aus den von der 
Arbeiterklasse aufgebrachten 
Steuergeldern, ‘den Hausbesitzern 
noch unverschämtere Forderun- 
gen. Insofern bezeichnen auch 
bürgerliche Ökonomen die Miet- 
beihilfen ganz richtig als staatliche 
Subventionierung der Haus- und 
Grundbesitzer. 


Der Hamburger Professor 
Scherf: „Die vom Bund gewähr- 
ten Mietbeihilfen für Einkom- 
mensschwache (Wohngeld) fördern 
die Preissteigerung noch, da sie 
© monetäre (geldliche) Gesam 
nachfrage nach Wohnraum stei- 
gern und damit die überhöhten 
Mieten subventionieren. Die Bei- 
hilfen werden damit schließlich zu 
‚Subventionen für den Bodenspe- 
kulanten. ...” (Zeit v. 2.5.70). 


Insofern nimmt es auch nicht 
Wunder, daß die Kapitalisten 
selbst am nachdrücklichsien mehr 
Wohngeld „im Interesse 
Mieter” ‚fordern. Dr. Sasse, der 
Syndikus des Hamburger Haus- 
und Grundbesitzer - Vereins. 
„Wohngeld ist eine gute Sache!” 
nd der Präsident des westdeut« 
schen Haus- und Grundeigentü- 
mer- Zentral - Verbands, _CDU- 
Mitglied Dr. Viktor Emanuel 
Preusker, forderte von der Bun- 
desrogierung die Abschaffung des 
sozialen Wohnungsbaus überhaupt 
und statt dessen die verstärkte 
Zahlung von Wohngell. (SPIEGEL 
30170. 


2.Das neue Mietrecht 


Das gegen Ende leızten Jahres 
verabschiedete neue Mietrecht. Es 
enthält verschärfte Vorschriften 
und höhere Strafen für Mietwu- 
cher, einen bis Ende 1974 
befristeten besseren Kündigungs- 
schutz für Mieter in Ballungs- 
räumen und Schutzklauseln. für 
Rentner und kinderreiche Fami- 
lien 


Allerdings 


versteht die SPD 
unter Mietwucher nur die ex 
tremsten Fälle von Erpressung; 
der normale” Mietanstieg (nach 
Feststellungen des _ ehemaligen. 
Hmb. Bürgermeisters Nevermann 
in Ballungzentren seit 1962 
150.%!) bleibt unberührt, da als 
Maßstab für überhöhte Mietforde- 
rungen der „ortsübliche" Wucher- 


Hamburger Wohnungsnot 
nimmt zu 


D ie offizielle Wohnungszählung 

'von 1968 hat für Hamburg 
katastrophale Zahlen enthüllt. Mit 
jeinem Anteil von 6% Familien 
Iohne eigene Wohnung lag Ham- 
Iburg auch damals neben Düssel- 
idorf (8,9%) und München (6,1%) 
jan der unrühmlichen Spitze der 
jorößeren westdeutschen Groß: 
städte. 


Inzwischen ist absehbar, daß 
diese Wohnungsnot in den näch- 
sten Jahren zunehmen wird. 


Schon heute fehlen ın Ham 
burg. mindestens 60.000. Wohrlun: 
Jon (SPIEGEL 50 / 1970). Mehre 
‚send Wohnungen sind 
oder _ haftnungstos 
Der jährliche Neube: 
f durch Familienzuwachs liegt 


bei 9 — 10.000 Wohnungen, 


‚Allein um den Fehlbestand in 
den nächsten 10 Jahren langfristig 
aufzuholen und die allernötigston 
Sanierungen ‚und den Neubedart 
auszugleichen, müfften im Jahr 
indesten 20 — 25.000 Wohnun: 
[gen ‚neu gebaut werden, 


preis gilt. Das Gesetz sichert 
weiterhin dem Hausbesitzer aus- 
drücklich zu, Kostenerhöhungen 
und „angemessene" Mieterhöhun- 
gen Auf die Mieter abzuwälzen. 
Dabei soll der „Marktspielraum so 
breit bleiben, daß auch weiterhin 
private Bauherren im. Wohe 
nungsbau zu investieren bereit 
sind.” (WELT v. 21.6. 71). 


Eine grundlegende Verbesse- 
rung ist von diesem' Gesetzent- 
wurf nicht zu erwarten. Es ist 
sogar zu befürchten — und die 
CDU/CSU hat es in ihrer 
demagogischen Scheinkritik schon. 
als Argument benutzt —, daß die 
Mieter von Altbauwohnungen 
einer neuen Welle von Mieterhö- 
hungen ausgeliefert sind, da der 
Anspruch des Vermieters auf 
‚angemessene Verwertung” seines 
johnungskapitals bekräftigt wor- 


Ende 1974 wird der verbeser- 
te Kündigungsschutz des Mict- 


rechts wieder entfallen. Dann 
sollen die „marktwirischaftichen 
Prinzipien” "endgültig voll zur 
Geltung kommen. Dann wird cs 
angeblich ein „Überangebot an 
Wohnungen” geben; das die 
„Chancengleichheit für Mieter und 
Hauseigentümer” ers 
Lauritzen heute: 


„Wir schen als Reserve etwa 
23% des derzeitigen Bestandes, 
also 500.000 Wohnungen. für 
notwendig an, um dem Mieter 
‚Chancengleichheit auf dem Woh- 
nungsmarkt einzuräumen.” 


Nün ja. Mit Versprechungen 
auf diesem Gebiet waren die 
Herrschenden noch nie Kleinlich, 
Da kündigte schon Lücke vor 10 
Jahren das unmittelbare Ende des 
Wohnungsdefizits an (im Hamb. 
Abendblatt vom 28. 11.62). 


Genauso verhält es sich mit 
Lauritzens Versprechungen. Wie 
ein Überangebot von ?- 3% 
mehr Wohnraum in den nächsten 


Tatsächlich sind. die. Zahlen iml 
Hamburger Wohnungsbau stark 
rückläufig, zumal die Mintel für 
den sozialen Wohnungsbau. stark 
gekürzt wurden 


ihrend 1968 noch 18.269) 
Wohnungen gebaut wurden, wären 
es 1970 nur noch 12.087. In der] 
gleichen Zeit sank der soziale 
Wohpungsbau um über die Hälfte 
von 9600 auf 4318 Wohnungen, 
Selbst das gesamte < langfristige] 
Wohnungsbauprogramm des Senat 
bis 1985,  dessan Realisierung] 
noch längst. micht gesichert ist, 
sieht nur den jährlichen Neubau 
von 10.000 Wohnungen vor 


Der Fehibestand wird ‚also. von] 
Jahr zu Jahr amwachsen. Der) 
zunehmenden Erpressung] 
der Mieter durch die Haus- und; 
Grundbesitzer sind Tür und Tor 
‚geöffnet, insbesondere wenn die 
in Hamburg und München als! 
einöigen westdeutschen Städten 
noch. bestehende — Mietpreisbin. 
dung demnächst aufgehoben wird. 


noch 


Jahren unter den Bedingungen der 
kapitalistischen _Profitwirtschaft 
geschaffen werden soll, wird wohl 
ein ewiges Geheimnis der SPD 
bleiben. Das entlarvt schon die 
nüchterne Betrachtung der offizk 
ellen Zahlen. Nach Lauritzens 
eigener Statistik fehlen heute 
800 000 Wohnungen insgesamt, 
1 Mio. sind abbruchreif und wei- 
tere 3,5 Mio. hoffnungslos überal- 
tert. Allein der Neubau dieser 
Wohnungen in den nächsten 10 
Jahren erforderte eine jährliche 
Baurate von 530.000 Wohnungen, 
30.000 mehr als Lauritzen über- 
haupt in den nächsten Jahren 
erhofft (500.000 pro Jahr). Hinzu 
kommt aber, und das ist das 
Entscheidende, ein jährlicher Neu- 
bedarf nach Lauritzens — eher zu 
geringen - eigenen Schätzungen 
von 300000 Wohnungen durch 
Zunahme der Familien. Also 
müßten jährlich 830000 und 
nicht 500000 Wohnungen im 
Lauf der nächsten 10 Jahre 
gebaut werden, um allein das 
Defizit zu beheben. Von ei 
„Üherangebot von 2 - 3%”, also 
Weiteren 500000 Wohnungen, 
ganz zu schweigen. 


An diesen Berechnungen wird 
deutlich, daß sich an der Woh- 
nungsnot nicht das geringste äm- 
dern wird. Der rapide Anstieg der 
Mieten wird weitergehen: Nach 
einer Untersuchung des Insituts 
für Siedlungs- und Wohnungs 
wesen an der Universität Münster 
werden die Mieten von 1969 an 
gerechnet bis 1975 um 53% 
steigen, Der Quadraimeter - Preis 
einer „freifinanzierten, stenerbegin- 
sügten Wohnung. wird dann 
durchschnittlich 8,36 DM  betr=- 
gen. eine ROgm-Wohnung also 
rund 670DM kosten! Für eine 
gleich große Wohnung in Öffent- 
lich geförderten Wohnhäusern 
müssen nach den gleichen Berech- 
nungen dann im Bundesdurch- 
schnitt 350,- DM gezahlt werden. 
Schlereih, der Geschäftsführer der 
DEBA. der größten privaten Woh- 
nungsbaugesellschaft, sagte schon 
1969 zur künftigen Entwickhung 
ganz ungeniert: „Der Mieter wird 
Belastungen zu erwarten haben. 
von denen er heute noch nicht 
träumt.” (WELT v. 21. 10.69) 
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e “ meist eine detaillierte Kenntnis der Stadt Fulda gekauft hat, 

‚der Vermittlung von Wohnraum inerner Planungsvorhaben der Ge- obwohl Makler den Wert der Villa 
schmarotzerisch Unsummen „ver- meinden, deren Kenntnis sich auf mindestens 350000 DM ge 
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an men 

A und na werden. Fe von De a Von are 


" bekannt. 
So z.B. im Sommer letzten 
Jahres, im Hamburger Bezirksamt 
Mitte. Dort hatte angeblich ein 
Angestellter im Wohnungsamt, der 
für die Vermittlung von Sozial- 
wohnungen zuständig ist, mehre- 
sen Hundert griechischen und 
türkischen Familien bis 3.000 DM 
für die Zuweisung einer Sozi 
wohnung abgenommen. 


Mit. dieser „detaillierten Kennt- 
nis interner Planungen”, die sich 
die Kapitalisten über ihre vielfält 
gen Beziehungen zu Behörden 
und Parteien beschaffen — und in 
den bekannt gewordenen Bauland- 
skandalen auch einiges haben. 
kosten lassen — kaufen sie dann 
zukünftiges Bau- und Bauerwar- 
tungsland zu Spottpreisen auf. 
Nach kräftigem Anstieg der Preise 
Die Grundstücksskandale „im wird dieses Land später dann zu 
großen” fußen da auf einer ganz Unsummen verschachert 


Und als 1967 der frühere 
Bundestagspräsident Gerstenmaier 
ein 8 Jahre zuvor für 50.000 DM 
von der Stadt Stuttgart für mehr 
als das Sechsfache — 304 000 DM 
— der Stadt zum Rückkauf bot 
war genauso „alles in Ordnung”. 
(Als der Skandal öffentlich be- 
kannt wurde und großen Protest 
hervorrief, erhielt er „nur 98.000 
DM, immerhin fast das Doppelt 


Die Echternach-Affaire 


Der letzte Skandal wurde An- 
fang Februar in Hamburg be- 
kannt; Jürgen Echternach, Bun- 
desvorsitzender der Jungen’ Union 
und Hamburger CDU - Oppositi- 
onschef, und Emil Stöppler, ein 
Hamburger SPD - Funktionär, be- 
kamen als Vorstandsmitglieder der 
öffentlichen  Wohnungsbaukasse, 
von ihrer” eigenen Kasse ein 
„Arbeitnehmer -Darichen” über 
100.000 DM mit einer Verzinsung 
von nur 5% und der extrem 
langen Laufzeit von 20 Jahren. 


Gegenüber normalen Bankzin- 
sen bedeutet dies einen Zinsvor- 
teil von 45000 DM insgesamt, 
die sich Echternach und Stöppler 
auf diese Weise zuschachern woll- 
ten; 


änderen Grundlage. So, schreibt Völlig. „legal” gehl es dagegen 
das Kapitalistenblatt HANDELS- zu, wenn sich Spitzenpolitiker g 
BLATT am 13.10.69: „Eine selbst bedienen”, Während die Wohnungsbauka& 
Bodenspekulation, die auf eine So versicherte der hessische s, als „Organ der staatlichen 


Am 13.2. stellte die faschisti 
sche. griechische Regierung, die 
1967 durch einen von der 
NATO. unterstützten Putsch an ; 
die Macht kam, an die Regie. iichitichen Entwicklung im TR 
fung des unabhängigen Zypem Griechenland und in der Türkei 

Ultimatum: Sie forderten Die Anhäriger der „Enosis” 
den Präsidenten Makarios auf, unter den Zyprioten sind seit- 
zurückzutreten und der Bildung dem immer weniger geworden. 
einer „Regierung der natione- Selbst Springers „Welt” mußte 
fen Einheit””unter Ausschluß der zugeben: „Die Republik Zypern 
Kommunisten zuzustimmen. bietet den Griechen mit Selbstre- 
(Unter „nationaler Einheit” gierung und eigener Gesetzgebung 
verstehen die griechischen Fa- ein Maß an politischer Freiheit, 
schisten die Einverleibung Zy- an individueller Freizügigkeit und 
perns.) Zynisch wies ein Spre- an privatem Wohlstand samt sozı- 
cher der Athener Regierung aler Sicherheit, das in Griechen- 
darauf hin, daß dies nur land unbekannt ist.” (6.3.72) 
„Empfehlungen“ seien. Dro- Und der Spiegel schreibt am 
hend fügte er aber hinzu, daß 21.2.: „Seit dem Putsch der 
„Blutvergießen unvermeidlich” Obristen fühlen sich die Zyprioten 
Wäre, wenn Makarios den vielmehr als die letzten freien 
„Rat“ Athens mißachten sollte. Griechen.” 


Es ist nicht zufällig, daß die Bei den Türken läßt sich eine 
Athener Faschisten gerade jetzt ähnliche Entwicklung erkennen. 
diesen Angriff auf Zypern starten: Bei dem überwiegenden Teil der 
Sie sehen durch die innenpolit- Zyprioten verfängt die nationali- 
ische Entwicklung Zyperns ihre stische Demagogie nicht mehr. 
Felle davonschwimmen. Das zypriotische Volk wächst im 
gemeinsamen Kampf gegen die 
Faschisten zusammen. Nach Be- 
'kanntwerden des griechischen Ul- 


imatums an Makarios demon- yaree Bemühunsen unterstätz 
strierten in den Tagen darauf kanos, Remühunsen Anleriäl, 


ie Unabhängigkeit Zyperns zu 
Tausende von Zyprioten für Mar- it Unabhängiskeit Zype 
karios und riefen „Nieder mit der _ Das zunehmend selbstbewußte 


„Demokratie für Griechenland” 
fordern zypriotische Schüler bei 


Bisher war es ihnen möglich 
gewesen, die zypriotische Beyölke- 
rung durch nationalistische Hetze 
zu spalten. Die türkische Minder- 
heit wurde von dem weitaus 
größeren griechischen Teil unte 
drückt und bevormundet, Der 


westlichen Land! Sogar die 
„Welt” mußte schreiben, daß „die 
Mehrheit der Arbeiterschaft” Mar- 


be Junta! Nieder mit den Fasch- Auftreten des zypriotischen Vol- 
griechische Bevölkerungsteil streb- sent kes aber paßte. wichl tin dee 
te die „Enosis” (den Anschluß Konzept der NATO. So verbünde- 
Zyperns an Griechenland) an. Die Daß große Teile der zyprioti- ten sich die ehemaligen Konkur- 


Türnken dagegen wollten den schen Bevölkerung bereits erkannt renten um Zyperm, Griechenland 
Anschluß an die Türkei. So war haben, wer ihr gemeinsamer Feind und die Türkei im Auftrag der 
Zypern noch vor ein paar Jahren ist, wird nicht zuletzt an der NATO, um Zypern gemeinsam 
der Zankapfel wischen Athen und jeizten Wahl 1970 deutlich: 40% unter die faschistische Knute zu 
Ankara und die Bevölkerung der Zyprioten gaben ihre Stimme zwingen. Der griechische Minister- 
Zyperns lebte in bürgerkriegsihnli- der Kommunistischen Partei präsident Papadopoulos sprach be- 
chen Zuständen. Das hat sich in pernst (aus dem Spiegel Nr. reits von einem „griechisch - türki- 
den letzten Jahren entscheidend 9/72) Das ist ein höherer schen Staatenbund”. Und auf der 
geändert, und zwar seit der Prozentsatz als in jedem anderen ietzien NATO-Tagung in Lisa 


‚einer Demonstration für Makarios. 


Wohnungsbaupolitik”” "Stewergekder 
zum Bau billigerer Sozialwohnun- 
gen für Einkommensschwache ver- 
gibt, wollte Echternach (Jahresein- 
kommen einschließlich verschiede- 
ner Aufsichtsratsvergätungen über 
100.000 DM) mit dem billigen 
Kredit der Kasse seine im Hoch- 
haus an der Palmaille (mit 
Eibblick) für 250 000 DM gekauf- 
te Wohnung bezahlen, 


Als beim parlamenfarischen 
Nachspiel” in der Bürgerschaft 
SPD- Abgeordnete Auskunft über 
das Darlehen aus Öffentlichen 
Mitteln forderten, verteidigten die 
SPD- ausdı das 
„Geschäft“. Bausenator Caesar 
Meister, der als Vorsitzender des 
Verwaltungsrates der Kasse den 
Krediten zugestimmt hatte: So 
etwas ist durchaus üblich. Die 
Führungen aller 3 Parteien waren 


wald Pauli, selbst früher Direktor 
der Wohnungsbaukasse, „daß es 
zu dieser (von einigen SPD - Abge- 
Ordneten verlangten) Debatte gr 
kommen sei -.” 


im Bericht der WELT vom 
10.2. heißt es weiter: „Paulig 
wandte sich bei seinem überra- 
schenden Schlußwort versähnlich 
an die CDU: Ich bitte Sie 
herzlich, mir zu glauben, daß hier 
eine bedauerliche Indiskretion (1) 
vorliegt.” 


Eine Krihe hackt der andern 
bekanntlich nicht die Augen zus. 
Für Echtefnach kam die Hilfe 
allerdings vorerst zu spät: Da die 
Geschichte nun öffentlich bekannt 
geworden war, verzichtete er jetzt 
auf das beantragte und genchmig- 


Echternachs Komfort - Wohnung: Blick zur Elbe 


sich einig, die Sache so schnell 
wie. möglich (hinter. sich. zu 
bringen und herunterzuspielen. So 
bedauerte SPD.- Vorsitzender Os- 


bon vereinbarten die Vertreter 
Griechenlands und \der Türkei, 
gemeinsam „neue Mittel un 
Methoden" zur Lösung der Zy- 
pernfrage zu entwickeln. 


Der 1. Schritt zu dieser 
„gemeinsamen Lösung” war das 
Srpresserische Ultimatum der 
Athener Junta an Makarios. Und 
die türkische Regierung unterstütz- 
te. die griechischen Faschisten: Sie 
forderte Makarios auf, die Waffen, 
die er zur Verteidigung der Insel 
gegen einen faschistischen Um- 
sturz. aus der Tschechoslowakei 
kommen ließ, an die. britischen 
UN-Truppen abzugeben — mit 
anderen Worten — sich zu erge- 
ben. 


Das Ziel der Faschisten ist 
vermutlich die Aufteilung Zyperns 
in einen „griechischen” und einen 
„türkischen Teil" und die Unter- 
Ordnung dieser Teile unter die 
faschistischen Regimes von Athen 
und Ankara. Sie haben; für dieses 
schmutzige Geschäft die nötige 
Rückendeckung von seiten der 
USA: 3 Tage vor dem Ultimatum 
hatten die USA mit Athen eine 
Vereinbarung über den Ausbau 
eines griechischen Hafens („u 


NATO- Hafen der 6. US- Flotte 
getroffen. 


Die Aufgabe, die die NATO 
für das kapitalistische Lager hat, 
formulierte 1947 der damalige 
US-Präsident Truman. In der 
sog: „Truman - Doktrin” heißt es: 
„Im gegenwärtigen Augenblick der 
Weltgeschichte muß nahezu jede 
Nation zwischen zwei grundver- 
schiedenen Ordnungen ihrer staat- 


te Darichen lieber, um sich bei 
der. nächsten Wahl weiterhin als 
„Mann mit weißer Weste” präsen- 
tieren zu können. 


lichen und gesellschaftlichen Ext 
stenz wählen ... Ich bin der Über- 
zeugung, daß wir freien Völker 
helfen müssen, wenn sie über ihre 
Geschicke selbst bestimmen woh- 
ken" 


Mit. den „zwei grundverschiede- 
nen Ordnungen ihrer. staatlichen 
und gesellschaftlichen Existenz” — 
ist nichts anderes gemeint, als 
einerseits die Herrschaft der Kapi- 
talisten und andererseits der Sozi 
allsmus. Überall dort also, wo ein 
Volk yor der Wahl zwischen 
Kapitalismus und Sozialismus 
steht, wo — mit anderen Worten 
— das Volk die Abschaffung des. 
Kapitalismus auf die Tagesord- 
nung gesetzt hat, wollen die USA 
bei der „Selbstbestimmung seines 
Geschicks” helfen! Zynischer geht. 
&$ nicht mehr! Wie die US - Impe- 
rialisten den Völkern bei ihrer 
Selbstbestimmung „geholfen” ka- 
ben, ist bekannt: 


® Indochina: 


Seit Jahren führen die US-Impe- 
Halisten einen blutigen. Krieg 
gegen die Beyälkerung Vietnams, 
Kambodschax und won Laos 
legen gezielt Bombenangrile auf 
Dörfer und Städte, foltern und 
morden Menschen, von denen sie 
glauben, daß sie mit den Befrer- 
ungsfronten sympathisieren. 


® Griechenland: 


1967 putschte eine Gruppe von 
faschistischen Obristen, verhafteng 
massenweise Menschen, deren de- 
mokratische Gesinnung bekanst 
war und steckte sie in Konzestrz- 
tionslager. Folterung und Mord ist 


FRANKREICH 


200 000 demonstrieren 
gegen erneuten Arbeiter-Mord 


Am 25. Februar wurde der gegen die besonders scharfe Un- 


ten immer noch nicht vom Place Da ist nichts mehr von Solida- 
? \ Arbeiter Pierre Overney beim terdrückung der ausländischen, Ar- de Clichy losmarschieren. Die rität mit dem Opfer des Polize- 
Verteilen von Flugblättern vor beiter bei Renault. Erst einige ı Demonstranten sangen „Die Inter- terrors, mit dem vom Werkschutz 
‚dem französischen ‘Automobilwerk Tage zuvor wurde ein algerischer nationale” und trugen rote Fah- erschosenen Pierre Overney zu 
eitim fagrVerore Bau: Altalaı weg pofitscher Betit:- nen und Transparente mit Auf. finden 1 einmal heuchie- 
logne -Billancourt vom Leiter des gung bei Renault rausgeschmissen. | schriften wie: „Dreyfüs — Mör- risch, wie es die Revisionisten bei 
Renault - Werkschutzes erschossen. Overney selbst hatte bei Citroon der!” (Dreyfus {st der Generalsi- uns, die DKP, zuweilen bei der 
‚Overney gehörte Gruppe „La und Renault gearbeitet und war rektor von Renault), „Auflösung Ermordung won Petra Scheim 
Cause du Peuple” („Die Sache auch aus politischen Gründen in der , kapitalistischen Milizen”, taten. Stattdessen beschuldigt die 
des Volkes”) an. Mit den Flug- beiden Betrieben entlassen wor- ‚c raus aus Billancourt!”, KPF die „Maoisten” in ungeheu- 
blättern protestierte die Gruppe den. Stoppt „den Faschismus, „Wir icher Weise. der  „Arminelen 
fächen Pierre Overney", „ Angriffe" — ja, man höre: der ” 
Ti sie Fon seheis- Ormcopı, sonardat. ale, u ee ha aaa. Melonen eilt Bi Becker 
iete, die Flugblatt - Verteiler seien die Polizei in Paris eine Demon- ee ee Ren 
in das Betriehsgelinde „eingedrun- stration auseinander und nahm ee ger re 
gen” und hätten die Männer des 1300 der Teilnehmer fest. Die arseie. Lüle: Borasann. Sims: "de Komnmakken Ei ee 
Werkschutzes „angegriffen", Dar- Demonstration wurde zum Anden bourg und anderen Städien de sonst nur in faschistischen Blit- 
aufhin habe Tramoni, der Leiter ken an die 8 Arbeiter durchge- monstrierten ebenfalls Tausende. term findet! Nicht genug Die 
des Werkschutzes, die „Nerven führt, die vor genau 10 Jahren Naoisten“ werden won der KPF 
verloren" und Overney erschossen. (Februar 1962) an der Pariser Sich noch dafür (euranfwonich” 
Wie so oft bei derartigen „Zwi- Untergrundstation Charonne, bei KPF: Dema; a 
schenfällen”, konnten sich” die einer Demonstration sogen die und Sozialreformismus Foizcnnparıt au — das vu 
bürgerlichen” Zeitungen und deren faschistische Geheimarmee OAS, nichts underen ale äie abekuene. 
polizeiliche Informanten offenbar von der Polizei erschossen wurden, Demupngin. er lainee iieo 
RN! 19 Small ANDBE oe Want Werkschutz - Leiter Tramoni zielt | KPE und die von ihr abhängige open, die Polizei müsse schließ“ 
Rlmmandeı- YaRIoR- Sinizen! "So. Die, Brutallsierung des französ mit der Pistole (weißer Kreis) auf Kiewerkschaft C nahmen die lich schwerer bewaffnet werden, 
j jurde andererseits behauptet, ©8 schen Polizeinpparats und derl den Genossen Ovemey, der sich IErmordung Overneys zum Anlaß, weil „linksradikake, terroistsche 
habe sich, aus Tramonis Pistole privaten Polizei-Einrichtungen) mit einer Transparentstange zu hm üble Diffamierungen und maoistische, kommunistische Ele 
ersehentlich ein Schuß gelöst’ der Kapitalisten (wie der Werk] wahren versucht. Hetze gegen die „Maoisten” zu Menie unseren Siast zerstören” 
Selbst darüber, ob Overney auf aben. bereits € Bu. ecbroens Genau vie üle bürgerir „ wollen. 
dem Werksgelände oder vor fa Ausmaß ang ausführt — vom Terror cken Ann pe aprachen sie Tvon 
‚dem Betriebstor erschossen wurde, In den französischen Ge- vermutete „Ganoven”, bis zum pr yopaonen der Linkeradik 
verbreitete die Presse unterschied- fängnissen steht die Folterung auf Einsatz. gegen den yPrgvokntionen der, Linkeradika- R 
{ liche Meldungen. In einigen Zei- der Tagesordnung und „mysteriö- bin, zum Dan, And machen ale eV 
tungen wurde sogar behauptet, se Todesfälle”, auch von „kleinen Mord in Einzelfällen, Polzei ee 
die Gruppe, die die Flugblätter Fischen", häufen sich in den mey und bis zum poll. Overneys verantwortlich. Di ie sich in fast allen kapitalis- 
: N ä Oli“ monstration Zehntausender gegen schen Siaaten dieser Demagogie 
verteilte, hätte „das Wichterhaus Gefängnitsen. schen Masse en 
geschlagen"! angeblich nur der Regierung! ter von der kommunistischen 
Be Bewegung abhalten und sogar 
gegen se aufbetzen wollten. Heu- 
6 reicht diese. arbeiterfeindliche 
Front bis zu den revisionitischen 


Charonne, Die französische Bou 
geoisie fürchtet sich vor einen 
erneuten Aufschwung des revolu 
tionären Massenkampfs der Arbei- 


Dem Schneider Edmond Colin 

Die Renault -Direktion erklärte beispielsweise, wurde durch Nazi 
gar, daß. ihr Werkschutz gar keine Methoden ein „Geständnis" abge- 
Waffen trage und auch nicht preßt; Colin berichtete über das 
tragen dürfe. Tramoni hätte mit „Verhör: 


einer „privaten. Pistole” geschos- 
sen und sich auch schon dem 
Untersuchungsrichter gestellt 


Faschistische Gefahr 
Besonders sch dem 
schen Mai 1968”, als zeitweise bis 


10. Millionen Arbeiter im 
Generalstreik. standen und ‚nahe 
daran waren, die Machtfrage im 
Staat zu stellen, hat die französi« 
sche Kapitalistenklasse ihren Poli- 
zei-, Spitzel- und Überwachungs: 
apparat ausgebaut. Noch im Juri 
1968 verbot die Regierung 11 
wolutionäre Organisationen und 
verfolgte fortan Kommunisten 
und andere fortschrittliche Arbei 
ter mit zunehmender Brutalität 
In Sochaux ermordete die para 
militärische _ Bereitschaftspolizei 
CR (Compagnies Republicaines de 
Stcuritd = Republikanische Sicher- 
heitskompanie) streik ende Arbei 
ter. In der Fabrik Creusot » Loire 
in Firminy schossen Polizisten 
1971 auf Revolutionäre, Zur 
„hslchen Zeit, ala der. Genone 


Sort an der Tagesordnung. Dieser 
/Putsch, bei dem die demokrati- 
sche Verfassung außer Kraft pe- 
setzt wurde, ist nach einem 
NATO - Plan mit dem Deckmantel 
„Prometheus durchgeführt wor- 
den, 

® Türkei: 


1971 setzte in der Türkei das 
Militär mit dem Einverständnis 
der NATO und mit der Hilfe des 
CIA (Geheimdienst der USA) den 
gewählten Staatspräsidenten ab. 
An seine Stelle wurde der Fa“ 
schist Nihat Erim gesetzt, der der 
Armee unbeschränkte Vollmach- 
ten einräumte und sofort Verfas- 
sungsänderungen verfügte, die die 
rundrechte einschränkten. Die 
zialistische Arbeiterpartei und 
lie einzig noch freie Gewerl 
haft wurden verboten. 


.d 


zugegeben 
wir gern von der Polizei machen 
Jassen, ohne gezwungen zu se 
ihnen di 

Ten.” 
Polizei im, Dienste des, Kapitals 


Ultimatum „ei 
bares und demütigendes Ultima- 
tum” und sagte, er dächte nicht 
daran, zurückzutreten. 


‚Nachdem sie mich mit Faust- 
Schlägen und Fußtritten trak- 
tiert hatten, zogen sie mich 
völlig aus und verbanden mir 
die Augen. Meine Hände wur 
den auf dem Rücken mit 
Handschellen gebunden, meine 
Füße auch. Man warf mich auf 
den Boden und goß Wasser auf 
‚einen Körper. Dann spürte 
ich zwei Stifte, wie einen 
großen Stecker, den ein Poli- 
zist an meine Goschlechtsteile, 
hielt. Der Strom jagte dann 
durch meinen gan; 

Ich habe ‚Gnade 
hundertmal habe ich mir den 
Tod gewünscht, der mir milde 
erschien im Vergleich zu dei 
was ich erduldeı 
(It. SPIEGEL vom 12.7. 1971) 


Ein Richter hat vor kurzem 
‚Es ‚gibt Dinge, die 


für den Befehl zu erteh 
Es sind Dinge, die die 


A 
Forts. von SeiteT1- Nato greift nach Zypern 


der Verbrechen der US - Imperi 
listen) = 

Als Antwort auf die Drohung. 
Athens. demonstrierten Tausende 
von Zyprioten gegen die Faschistn. 


Makarios nannte das 
völlig unannehm- 


Die Gefahr ist groß, daß der 


Plan der Faschisten dennoch 
aufgeht. Ständig versuchen sie. die 


it. der zypriotischen Arbei- 


jerklasse durch  nationalistische 
Demagogie wieder zu zerst 
Denn gerade diese Einheit und 
die Entschlossenheit, den Faschi- 
sten keinen Meter zu überlassen, 


die einzige Garantie für die 


Freiheit Zyperns. Sonst wird 
Makarios samt seiner Regierung 
weggefegt und Zypern un! 


er die 
histische Knute gezwungen. 


Demonstration am 28. Febr. 
‚Kapitalisten, Polizei = Mörder” 


Paris. Auf dem Transparent: 


Sie rüstet sich darum auf die 
brutale Zerschlagung der gesamten 
Arbeiterbewegung 
war ihr ein deutliches Signal, daß 


Der Mai 1968. 


‚uten Willkürmaßnahme 
massenhaft und mit 


das gesamte kapita- 
Ausbeutungssystem 


Solidarität mit Overney 


revisionistische 


bürgerlichen Presse von der 


licher Weise mitmischte 
kam es zu großen Demonstratio- 
Am 28. Februar protestierten 


Ermordung Overneys, 
Und am 4.März, dem Tag der 
Beisetzung des ermordeten Genos- 

200 000. Men- 


schen dem Sarg 


Als die Spitze des Zuges 
Stunden über die 7 km 
lange Route den Friedhof bereits 


Bevölkerung von Bologne behaup- 
tete die „Section Communiste 
Renault” (Betriebsgruppe Renault 
der KPF) am 26.Februar, daß 
während der ietzten Wochen 
„beiriebsfremde  linksradikale 
Kommandos” versucht hätten, mit 
Gewalt in das Werksgelände einzu- 
dringen. Es heißt dann u.a. 
weiter 


nlm Laufe dieser Provokationen 
würden Beschädigungen an Peno- 
nenwagen unternommen, Drohun- 
gen und physischer Zwang gegen 
das Kantinen - Personal ausgeübt, 
kriminelle Angriffe gegen Funktio“ 
näre der CGT und kommunist+- 
sche Genosen verübt _.. Vor acht 
Monaten erstach ein Maoist 
einen kommunistischen Arbeiter 
Mehrfach wurden andere kämpfe- 
Frische Arbeiter verletzt ... Ein an- 
deres Mal, vor acht Tagen, wurde 
ein linksradikales Flugblatt vor 
dem Betrieb verteilt, in dem es 
hieß: „Das Blut wird fließen‘ 
Dieser "Aufruf zum Mord kann 
nicht geirennt peschen werden 
von den blutigen Ereignissen am 
Freitag (gemeint ist die Ermor- 
dung Overneys; d.Red.) und — 
insbesondere — von der Tatsache, 
daß eine neue bewaffnete Polizei 
vom Staat und der Geschäftslet- 
tung eingesetzt wurde.” 


rteien, die unter dem Deckman- 
tel „KP" auftreten, lngst aber 
nichts mehr mit Kommunismus, 
zu tun haben. Heute, wo die 
vollständige Integration der Soziak- 
demokratie in den bürgerlichen. 
Staat nicht mehr zu übersehen ist, 
wo die Sozialdemokratie darum 
zunehmend an Einfluß in der 
Arbeiterklasse verliert, findet das 
Kapital einen neuen Handlanger, 
der mit alten Methoden in neuem 
Gewand die Arbeiterklasse zu 
spalten und auf reformistische 
Irrwege zu führen versucht 


Die KPR hat sich Hingst — wie 
ihr stellvertretender Generalekre- 
tär Georges Marchais auch offen 
zugibt — als „Partei der Ord- 
nung” etabliert 


Stattdessen strebt die KPF eine 
„neue Regierung der wirtschaft 
(hen und politischen Demokratie” 
an, an der sie sich gern beteiligen 
möchte. Im nächsten Jahr sind in 
Frankreich Parlamentswahlen. Sie 
meint bei diesen Wahlen beser 
abzuschnenden, wenn se sich „une 
die anderen großen Parteien” 
eben die bürgerlichen Parteien — 
um die Aufrechterhaltung von 
„Ruhe und Ordnung” sorgt. 


werden Overney rächen!” 
Hefen die französischen Geaos 
sen. Richtig! Die „Rache“ für 
Overney und all ie anderen 
unzihligen Opfer der kapitalisti- 
schen Ausbeutung und des kapita- 
Uistischen Terrors muß darin be- 
stehen, daß die Gemosen mit 
moch größerer Kraft am Aufbau 
einer Kommunistischen Partei ar- 
beiten, die es versteht, den 
Klassenkampf der Arbeiter auf 
revolutionäre Art zu führen; eine 
Aufgabe, wor der die Bewezung 
heute in alkn westeuropäischen 
kapitalistischen Ländern steht. 


‚Arbeiterkampf Nr. 16 / März 1972 


Ein langer Weg zur Wahrheit u 


- Valpreda Prozeß verschoben - 


Dir Yan :Prze, der am 

blutige "Bombenatientat vom 
12.Deiember, 1969 in einer 
Mkelinder DIE Far) Grpanana 
hat (16 Tote, zahlreiche Verlez 


Diese Stellungnahme der 
mehr und mehr 
Beweise erhär- 


handelte 
Linken konnte 
durch  stichhaltige 
tet werden, 


te). ist kaum zwei Wochen nach Es wurde bewiesen, daß sich in 
sinem Beginn auf unbestimmte die (ür die Bomben vom 12. De- 
Zeit verschoben worden. Das zember verantwortlich gemachte 
Gericht in Rom erklärte sich am Gruppe „22. März” ein faschist 
6.Närz für unzuständig und ver- scher Provokateur eingeschlichen 
wies den Fall nach Mailand hatte, auf dessen Lügen sich ein 
zurück. Eine Wiederaufnahme des großer Teil der Anschuldigung« 

Prozesses ist erst in einigen gegen die Gruppe stützt. F 


Monaten zu erwarten. Das Gericht 
in Rom hatte seinerseits die 
ursprünglich in Mailand liegenden 


wurde bewiesen, daß der griechi- 


Ermittlungen an sich  gezoger 
weil die Mailänder Justiz. keine 
völlige Sicherheit für einen 
Ermittlungsverlauf im. Sinne der 


italienischen Bourgeoisie bot. Daß 
sich. das römische ‚Gericht nun- 
mehr selbst fi 
klären mußte, 
gendes politisches 


Eingeständnis. 


Die italienische Justiz war zu 
diesem Rückzugsmanöver gezwun- 


gen, weil die italienische Bou 
geoisie den Valpreda - Prozeß aus 
‚dem. Zeitraum vor den Neuwah- 
len, die Anfang Mai dieses Jahres, 
stattfinden sollen, herausbekom- 
men will. Der Valpreda- Prozeß 


und der gesımte Zusammenhang 
der Attentate vom 12, Dezember 
69, der ursprünglich auf die 
Kriminalisierung und Isolierung 


der revolutionären Linken abziel- _Valpreda vor Gericht 


Unter dem Druck nicht zu Anwalt Freda, sich in die 
widerlegender Beweise und des KP/ML einzuschleichen. wurde 
Wirkens demokratischer Richter aber erkannt und erhielt einen 


war die italienische Justiz schließ- 
Handeln gezwungen: Am 

wurde der Verlegei 
Giovanni Ventura zusammen mit 


kräftigen Denkzettel. Die Verhaf- 
tung Venturas und seiner Kompli- 
zen war ein erster Schritt, die 
wahren Schuldigen für das 


zwei Komplizen verhaftet. Ihm Mailänder Attentat und den gro 
wird die Vorbereitung von acht ten Teil der übrigen 150 Ansch 
faschistischen Bombenanschlägen ge des Jahres 1969 zu ermitteln 


in Padua während der Zeit von 
April 68 bis April 69 vorgewor- 
fen. Wer ist Ventura? Er war 
Mitglied der neofaschistischen Par- 


und zur Rechenschaft zu ziehen. 


Ein noch wichtigerer Erfolg in 
dieser Richtung ist die Verhaftung 
von Pino Rauti am 4. März dieses 


Jahres. Rauti gehört zur Führung 
der MSI (die ihn auch. als 
Kandidaten zu den Neuwahlen 


aufgestellt hat 


ist Redakteur der 
profaschistischen _Tagezeitung 
„Tempo" und Führer der fasch 
fischen Terror - Organisation 
„Ordine Nuovo” (Neue Ordnung). 
Mit Rauti ist also 
„großer Fisch” ins Netz gegangen. 
Rauti wird der Verantwortung für 
Bombenanschläge im April und 
August 69 angeklagt. Für die 
ersten dieser Anschläge, Ende 
April auf die Mailinder Messe 
und den Hauptbahnhof, standen 
inerzeit mehrere Anarchisten vor 


Gericht. Der damalige Anarchi- 
sten-Prozeß wird als „General- 
probe” auf die Diffamierung der 


revolutionären Linken nach dem 
12. Dezember angesehen. Die Mit- 
verantwortung des griechischen 
Geheimdienstes ist durch die 
Veröffentlichung von Dokumenten 


Ware 
a = 5 Sen eich, Name 

Die italiegische Linke hat "von ganzen Jahres 1969 zusammen um einen Buchladen zu eröffnen 

ee ee 

re ee 


F Mr 


Mittel des Mordes gegriffen, um 


Die Staztsgevalt hat erneut zum 
ieren. Thomas Weisbecker wurde 


'einen politischen Gegner zu liqui 
am 2. März von einem Zivilpolizisten in Augsburg erschossen. Im Juli 
letzten Jahres wurde die Genossin Petra Schelm in Hamburg 
erschossen, im Dezember Georg von Rauch in Westberlin. Am gleichen. 
Tag, an dem der politische Mord an Thomas Weisbecker verübt wurde, 
schossen Zivilpolizisten Manfred Grashof in seiner Hamburger Wohnung 
schwer an. Dabei wurde auch der , Hamburger _ Leiter der 
„Sonderfahndung Baader - Meinhof”, Kriminalhauptkommissar Eckhard 
Verletzt, Über den Zustand Grashofs ließ die Presse kaum etwas 
erfahren. 


schoß und 
Brust.” 


sten war schnelle 
traf Weisbecker in die 


Diese Darstellung fand 
hin allen anderen bürz 
und sollte bei 
Bevölkerung den Findruck 
wecken, Thomas Weisbecker sei 
selbst schuld an seiner Frmor- 
dung. Bei Petra Schelm und 
Georg von Rauch wurde ebenso 
berichtet. Informant ist jeweils. 
die Polizei selbst 


Die Polizei hatte 
und seine Begleiterin g 
sie angeblich „vertrauliche Hi 
se” hatte, daß beide in Augsburg. 
„Möglichkeiten für Banküberfälle 
auskundschaften”. Derartige „Bi 
gründungen” sind für die Öffent- 
lichkeit natürlich nicht nachprüf- 
bar und werden von der Polizei 
immer geliefert. Am Tax nach der 
‚Ermordung Weisbeckers stand in 
der „Hamburger Morgenpost” fol- 
gender Verlauf zu lesen 


Weisbecker 


„Zwei Beamte _ versuchten, 
Weisbecker zu stellen. S; 
forderten ihn auf: „Ifinde Mittlerweile sind aber Zeugen 


hoch! Ziehen sie keine Waffe!” aussagen bekannt geworden, die 
— Doch Thomas Weisbecker die polizeiliche Darstellung auch 


griff zum Gürtel und riß seine im Fall Weisbecker klar als Lüge 
großkalibrige FN-9 -mm-Pi- entlarven. Hin Augenzeuge berich- 
stole heraus. Einer der P tete über den Verlauf 


‚Plötzlich stiegen zwei Männer 
in Zivil aus einem weißen 
BMW. Mit gezogenen Pistolen 
rannten sie auf den jungen 
Mann zu. Der wich, offensich! 
lich verwirrt und vor Über- 
raschung reaktionsunfähig ein 
paar Schritte zurück. Kein 
Laut war zu hören, bis pl 
lich aus drei Meter Entfernung 
nur ein Mann mit ausgebreite- 
ter Hand einen Schuß auf das 
Opfer abgab. Das brach sofort 
zusammen. Alles ging blitz- 
schnell Der Schütze zog dann 
eine Pistole aus der Jacke des 
am Boden Liegenden! ... Ich 
dachte an einen Überfall. Aber 
die Beamten haben mich sofort 


zur _Verschwiegenheit wer- 
donnen!” 
Also kein „Hände hoch!” der 


kein „Griff zur 
durch Thomas Weisbecker 
- sondern gezielter, geplanter 
Mord! Warum sonst sollte die 
Polizei den Augenzeugen auch zur 
Verschwiegenheit verdonmert ha- 
ben? Es wird sicher auch mie zu 
überprüfen sein, ob die Pistole, 


Thomas Weishecker 


ein ganz . 


(der «schon 1964 einen Miltär- 
putsch. plante?) und mit der 
italienischen Bourgeoisie aufzei- 


m. Bis zu einem gewissen Grad 
italienische Bourgeoisie, 
den Ermittlungen ih- 


st die 
ten Lauf zu lassen. Vor allem die 


Demoerazia Cristiana braucht un- 
ter den jetzt. eingetretenen Um- 
ständen mit Blick auf die New 
wahlen eine deutliche Abgrenzung 
gegenüber der offenen terronisti- 
schen Rechten. Daher Hßt die 
Bourgeoisie jetzt einige unkalıbar 
gewordene- Faschisten wie Rauti 
„hochgehen”. und die bürgerliche 
Presse trägt mit ausführlichen 
Berichten dem Interesse der de- 
mokratischen Öffentlichkeit am 
Fortgang der Ermittlungen schein- 
bar Rechnung. 


Andererseits bleibt es das In- 
teresse der Boungeoisie, eine 


gründliche Aufklärung der Vorfäk- 
ie am und um den 12. Dezember 
zu blockieren. Daher die Verschie- 
bung des Valpreda - Prozesses um 
mehrere Monate, 
Termin der Wahlen. 


bis nach dem 


Bourgeoisie, 
12. Dezember 
Propagandistisch gegen die revolu- 
Hionäre Linke zu wenden, kann 
bereits als gescheitert angesehen 
werden. Jetzt ist der Kampf der 
italienischen Linken — gemeinsam 
mit vielen anderen demokrati- 
schen Kräften — darauf gerichtet, 
die volle Wahrheit zu ‚erzwingen 
und alle Vertuschungs - Versuche, 
der Bourgeoisie zu durchkreuzen, 
sowie die baklige Freilessung der 
angeklagten Anarchisten der Grup- 
pe „22. März”, unter ihmen Va 
preda, zu erreichen. 


Gun. 


die der Polizist aus der Jacke des 
ermordeten Weisbecker Bezogen 
hat, überhaupt. vorber in seiner 
Jacke war. Als Georg von Rauch 
ermordet wurde, wurde hinterher 
bekannt, daß er gar keine Pistole 
bei sich trug Das hai der 
„Begründung” der Polizei für 
ihren Mord schr geschadet. Sie 
kerat natürlich, ihre „Aktionen” 
in Zukunft „perfekter” durchzu- 
führen, 


Der. Zivipolizist, der Thomas 
Weibecker erschoß, gehört einer 
Sondertruppe an, die mach. Vor- 
bild des amerikanischen FBI zum 
Erschießen vom Gegnern auggebik- 
det wird. Weisbecker harfe die 
„Schwarze Hüfe” organisiert, um 
Politischen Gefangenen za heilen. 
Er war ein Gegner jeder Ausben- 
tung und Unterdrückung und 
damit ein Gegner des Kapitals 
und seines Stautsapparats. Desme- 
sen wurde er von der Pokzei 
ermordet 


Wir werden in der nächsten 
Ausgabe des ARBEITERKAMPF 
ausführlicher über den wachsenden. 
Poizeiterror in der Bundewepu- 
Di schreiben. 


f 
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Bericht der- 
Betriebszelle BEIERSDORF 


Verleumdungen und 
Drohanrufe 


Bei Beiersdorf wurde die Kandidaten - Liste zur Betriebsräte - Wahl 
am 9.2.72 aufgestellt. Wie nicht anders zu erwarten, wird die Liste 
von Ganschow und Harder angeführt. (Beide langjährige Mi 
SPD - Betriebsgruppe und bekannt für eine Betriebspolit 
Interesse der Geschäftsleitung.) Unerwartet schwierig 


BR und 
ausschließlich. 


allerdings war es diesmal für diese Leute, 


setzen: 


Statt in breiter Diskussion 
unter den Kollegen die besten 
Kandidaten für einen Betriehsrat 
zu ermitteln, versuchten alter 
Betriebsrat und  Vertrauenskör- 
per-Leitung, die beide von der 
SPD -Betriebsgruppe beherrscht 
werden, die Meinung der Arbeiter 
und Angestellten und ihrer Ver- 
trauensleute zu umgehen. Zusam- 
men mit Gewerkschaftssekretär 
Holst mauschelten sie eine fertige 
Kandidaten -Liste aus, die vom 
Vertrauenskörper dann nur noch 
abgehakt werden sollte. Bei 
‚sem Versuch fielen sie allerdings 
auf die Nase, Die Vertrauensleute 
machten nicht mit, Sie verlangen 
auf ihrer Sitzung vom 9.2. eine 
korrekte Wahl im Vertrauensleu- 
te-Körper (VLK). Um nicht 
gänzlich ihr Gesicht zu, verlieren, 
wandten sich Ganschow und 
Harder selbst scheinheilig empört 
gegen die vorher von ihn en mit 
ausgemauschelte Kandidaten - Li 
ste, auf der sie an. erster Stelle 
rangten, 

Die Wahl der Vertrauensleute‘ 
fiel dann “uch anders aus, als es 
SPD - Betriebsgruppe und Gewerk- 
schaftsführung erwarteten. Statt 
Ganschow wurde der Kollege 
Rudi Nöther bei den Arbeitern 
auf Platz 1 der Vorschlagsliste 
‚gewählt, bei den Angestellten 
statt Harder die Kollegin Elisa 
beth Brenneke. 


Noch auf derselben VLK-Sit- 
zung schwatzten Gewerkschafts 
Sekretär Holst und die Mitglieder 
der SPD-Betriebsgruppe Kollegen 
Nöther einen „‚freiwilligen” Rück- 
tritt von Platz 1 der Kandidaten - 
Liste auf. Diese Leute behaupte- 
ten, daß „Ganschow ein besseres 
Zugpferd”” sei. Außerdem hätte 
„auch die Geschäftsleitung mit 
Ganschow schon gute Erfahrungen 
gemacht”. Dies sei „sehr wichtig, 
da andernfalls die Gefahr besteht, 


daß die Geschäftsleitung eine 
Gegenliste aufstellt, womit. nie- 
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lieder des 


ich wieder an die Spitze zu 


mandem gedient wäre.” Dies ist 
wirklich. eine ganz fabelhafte 
Argumentation: Um die Ge 
schäftsleitung nicht herauszufor- 
dern, erledigt man von vornherein 
alles in ihrem Sinne. Und solche 
Leute sollten die Beiersdorf - Kol- 
legen in den nächsten 3 Jahren 
vertreten! 


Um auch Kollegin E. Brenneke 
zum „freiwilligen” Rücktritt von 
Platz | der Angestellten - Liste zu 
bewegen, versuchte man sie nach 
allen Regeln der Kunst fertig zu 
machen: Die Mitglieder der SPD - 
Betriebsgruppe starteten im Be- 
trieb eine lich _ verlogene 
Hetzkampagne gegen Kollegin E. 
Brenneke und verleumdeten sie als 
„Agentin der KPASU”, die hier 
hur „Spitzeldienste” erledige usw. 
(Die Leute von der SPD-Be- 
triebsgruppe spielten dabei auf 
einen längeren privaten Aufenthalt 
von E. Brenneke in der Sowjet- 
union an.) Mit anonymen Drohan- 
rufen, die auch machts kamen, 
wurde die Kollegin endgültig 
mürbe gemacht:  Sie\erklärte Ge- 
werkschafts- Sekretär Holst gegen- 
über ihren Rücktritt von der 
Kandidaten Liste, Gleichzeitig 
gab sie ihm eine schriftliche 
Erklärung zu den Vorfällen um 
ihre Person, die auf der nächsten 
Sitzung der VLK-Leitung verle- 
sen werden sollte. Gleich nach 
ihrem Rücktritt riefen die SPD - 
Strategen eine Sondersitzung der 
VLK-Leitung ein, auf. der die 
nun „gereinigte” Kandidaten - Li- 
ste neu aufgestellt wurde. Holst 
brach sein Versprechen und ver- 
schwieg die schriftliche Erklärung 
von Kollegin E. Brenneke. Später 
deswegen zur Rede gestellt, schob 
er Kollegen Sinnen (VLK - Vo 
sitzender) die Schüld in die 
Schuhe: Sinnen hätte sich angeb- 
lich dagegen gewandt. So hoffen 
die SPD-Stratgen, daß ihre 
schmutzigen Methoden nicht be- 
kannt werden! 


Auf der Jugendversammlung 
(IV) vom 28.2.72 auf der 
Norddeutschen Affinerie 
wehte ein neuer Wind. Es war die 
erste Versammlung der Lehrlinge 
und Jungarbeiter, die wirklich von 
ihnen selbst getragen wurde und 
nicht — wie sonst — Vortragsstun- 
de des Betriebsrates (BR) und des 
verantwortlichen Gewerkschafts - 
Sckre war. Die Lehrlinge 
Weoahten ihre Forderungen gegen- 
über der Geschäftsleitung klar zur 
Sprache und kritisierten 
Betziehsrat und Gewcikschaftsfül 
rung wegen der bisherigen Un 
tigkeit. Djese Leute hatten in 
engem ‚ernehmen mit der 
Ausbildungsleitung vorher 
sucht, die JV überhaupt zu 
verhindern, oder — als dies 
fehlschlug — sie nach eigenen 
Vorstellungen durchzuziehen. 


Die allgemeinen Maßnahmen 
schärferer Ausbeutung und Unter- 
drückung der Hamburger Hütten- 
arbeiter durch die NA - Kapital- 
isten treffen auch die Lehrlinge: 
Durch Rücknahme sog. „Soziallei 
stungen” müssen sie seit. einiger 
Zeit tiefer in ihren ohnehin 
schmalen Geldbeutel greifen. 
Trotz ständiger Gefahr von Ver- 
giftungsschäden, wurde die Gra- 
tis- Milchration für die Lehrlinge 
gestrichen. Für das bisher eben- 
falls gratis erhaltene Mittagessen 
werden jetzt von den NA - Bossen. 
50 Pf. pro Mahlzeit erhoben. 


Der Versuch der Lehrlinge, 
sich dagegen durch Protest - Un- 
terschriftensammlung zu wehren, 
wurde von den NA-Bossen kur- 
zerhand durch Kündigung des 
aktiven Jugendsprechers, Kollege 
Wolfgang W., beantwortet. 


Durch diesen Rausschmiß hoff- 
ten die NA-Bosse, die Lehrlinge 
gefügig zu machen. Sie irten 
aber: Durch eine 2, Unterschrif- 
ten- Sammlung protestierten die 
Lehrlinge gegen die erneute Will- 
kür-Maßnahme der Geschäftslei- 
tung. Gleichzeitig forderten sie 
eine Jugendversammlung. Diese 
wurde bisher immer wieder vom 
zuständigen Betriebsrat Gülck her- 
ausgezögert und verhindert. So 
fand schon seit über einem Jahr 
keine JV „mehr statt. Nachdem 
immer wieder Trupps von Lehr- 
ingen dem für Jugendfragen zu- 
ändigen BR Gülck auf die Pelle 
rückten und ihre Versammlung 
forderten, mußte dieser nachge- 
ben, um’ weitere Protest - Aktio- 
nen der Lehrlinge zu verhindern. 


(NA), 


Die Tagesordnung für die IV 
sollte von ihm und dem zuständi- 
gen Gewerkschafts- Sekretär 
Schmoldt bestimmt werden. Das 
sah dann so aus: 

Zuerst ein lingeres Referat von 
Schmoldt (Gewerkschafts- Sekre- 
tär für Jugendfragen der Hambur- 
ger 1G-Chemie), dann ein Refe- 
rat von Gülck und zum Schluß 
„Verschiedenes”, wo u.a. sich 
uch einige Lehrlinge mit Forde- 
rungen und Wünschen zu Wort 
melden könnten, wenn überhaupt 
noch genügend Zeit nachbleibt. — 
Es sollte aber anders kommen: 


Der neue Jugendsprecher, Kol- 
lege Uwe L. legte Gülck einen 
schriftlichen Arbeitsbericht des. 


ten“ von ihm verlesen werden 
dürfte. Da in diesem Bericht auch 
der BR_ kritisiert wurde, wehrte 
sich Gülck gegen das geplante 
Verlesen. Uwe L. beharrie aber 
auf seinem Vorschlag. Schließlich 
einigte man sich, daß der Bericht 
verlesen werden durfte, allerdings 
ohne die Kritik am BR! Dies 
geschah dann auch auf der IV am 
28.2. Allerdings wurde gleichzei- 
tig der vollständige Bericht ver- 
vielfältigt unter den Lehrlingen 
verteilt, so daß Gülck sich vor 
den Lehrlingen voll entlarvt und 
blamiert sah. 


Hatte Gülck noch gehofft, das 
Verlesen des Berichts würde nur 
&&. 2 Minuten dauern, so packte 
ihn erhebliches Erschrecken, als 
Uwe L. auf der Versammlung die 
Lehrlinge aufforderte, sich mit 
Fragen und Beiträgen noch wäh- 
rend des Vorlesens zu melden. 
Aus 2 Minuten Vorlesen wurde 
eine halbe Stunde beftige Diskus- 
sion und Kritik an der NA-Ge- 


schäftsleitung und der Untätigkeit 
des BR und der Gewerkschafts- 
führung. Die Lehrlinge ließen sich 
nicht: einschüchtern und unterle- 
fen geschickt die Planung von 
Gälck und Schmoldt. 


U.a wurden Forderungen auf- 
gestelt nach. mehr Stempeluhren 
(bisher gibt es mur eine für 130 
Mann). mehr Toiletten, nach 
einem Getränke - Automaten, gr- 
Seren Umkleideräumen, mehr Du- 
schen, einer täglichen Milchration 
gratis, Rücknahme des von der 
Geschäftsleitung erhobenen Es- 
senspreises eic. 

Was Schmoldt und Gülck im 
Auftrag der Geschäftsleitung zu 
verhindern suchten. war gegen 
ihren Willen geschehen: breite 
Diskussion aller Lehrlinge um ihre 
gemeinsımen direkten Interessen 
auf der NA und Aufstellung 
gemeinsamer Forderungen. 

Schmoldt und Gälck versuch- 
ten zwar noch einmal das. Heft 
wieder in die Hand zu bekom- 


men, erlitten aber wiederum 
Schiffbruch: Zuerst begann 
Schmoldt mit seinem Referat. 


Ständiges Melden und Zwischen- 
fragen der Lehrlinge brachten ihn 
aber derat aus der Fassung, daß 
er schließlich dazu überging. die 
Lehrlinge nur noch zu beschimp- 
fen: „Ich mache jede Woche eine 
IV mit, aber so was habe ich 
‚noch nicht erlebt. Das hier ist 
doch völlig chaotisch. Ihr müßt 
doch erst mal lemen, wie man so. 
was macht. So geht das doch 
nicht.” — So ist das also: Wenn 
die Lehrlinge (oder auch Arbeiter 
und_ Angestellte) einmal ihre For- 
derungen auf den Tisch legen und‘ 
sich nicht beschwaizen lassen. 
dann ist das für solche Herrschaf- 
ten nur „Chaos”, dann kann man 
das so nicht macher, dann muß 
man erst einmal lernen, usw. 


Gülck hatte mit seinem Referat 
dann noch weniger Glick. Nach 5 
Minuten bereits brach er stotternd 
seine Rede ab. Auch der ihm zu 
Hilfe  eilende Ausbildungschef 
Kroll (,„Da muß ich den Betriebs 
rat aber unterstützen ....”) konnte 
michts mehr ändern. Daß diese 
Herren sich bisher ständig unter- 
stützt hatten, wenn es gegen die 
Interessen der Lehrlinge ging. war 
‚ohnehin klar. 


Aufgabe der Lehrlinge wird es 
in Zukunft sein, einen Jugend - 
Vertrauenskörper aufzubauen, der 
eng mit der Jugendvertretung 


einerseits und dem VLK anderer- 
<its zusammenarbeitet. Bis dahin 
wird noch einiges zu tun sein. 


Chemietarife gekündigt ! 


rhein und Rheinland - 
1G - Chemie die 
Tarife fristgemäß zum 31. März 
72. gekündigt. Davon sind rund 
375 000 Arbeiter, Angestellte und 
Lehrlinge. betroffen. Die IG - Che- 
mie- Führung hat Forderungen 
von knapp 8% aufgestellt und 
zwar 30 Mark lincar plus 5%, 
Für Lehrlinge wurden 60 Mark 
‚pro Monat mehr gefordert. Zum 
30. April werden die Tarife in 
weiteren Bezirken gekündigt: Ber- 
lin, Schleswig. Holstein, Hamburg, 
Bremen, Niedersachsen, Nordba- 
den- Nordwürttemberg, Südwürt- 
temberg- Hohenzollern und West- 
falen. Für die Bezirke Bayern, 


Südbaden und Saarland laufen die 
Verträge erst zum 31. Mai 72 aus. 
Damit sind — Dank der kapital- 
freundlichen Taktik der IG - Che- 
mie-Führung — die westdeut. 
schen Chemiearbeiter in 3 
„Blöcke" zerspalten, was ihre 
Kampfkraft von vornherein min- 
dert. 


Man darf erwarten, daß die 
hemie - Führung in allen Be- 
zirken Forderungen von ca. 8 
erhebt. Die Höhe dieser Forde- 
rung ist eindeutig am Bedürfnis 
der Kapitalisten orientiert — oder, 
wie die Herren Gewerkschafts- 
führer sich auszudrücken pflegen. 
„berücksichtigt unsere Forderung 
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die Situation der Gesamtwirte 
schaft”. Erwin Grützner, Leiter 
der Tarifabteilung im Hauptvor- 
stand der IG -Chemie, bezeichnet 
diese Forderung selbst als „maß- 
voll” und beruhigt gleichzeitig die 
‚Chemiearbeiter mit der Behaup- 
tung, daß „die Verhandlungsspan- 
ne weitaus neringer ist, als 
beispielsweise im Jahre 1971” 
(Gewerkschaftspost Nr.3). Die 
Arbeiter und Angestellten der 
chemischen Industrie nd beim 
Aufstellen dieser Forderung nicht 
gefragt worden. Die Gewerke 
schaftsführung hat sich selbsthert- 
lich über ihre Interessen hinweg- 
gesetzt. Als die Fonlerung in den 
Betrichen bekannt wurde, war die 


erste Reaktion der Kollegen res 
gnierend: „Viel zu miedrig!”, 
„Dafür lohnt es sich nicht einmal 
Zu streiken” usw. So berechtigt 
diese Reaktion der Kollegen ist, 
so falsch ist sie auch. Denn damit 
würde die Taktik der Chemie- 
Bosse und Gewerkschaftsführer 
aufgehen: Die Bose scheffeln 
weiter ihre fetten Profte und 
klagen dabei über schlechte Er- 
tragslage und die Arbeiter bleiben 
schön brav und ruhig - WENN 
WIR NICHT KÄMPFEN, SEHEN 
WIR NICHT EINMAL DIESE 
8%. Denn: die Kapitalisten und 
ihre derzeitige Regierung haben 
für. 1972 Lohnerhöhungen von 
nur 4% vorgesehen! 


® 
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16 Druck und Papier: 


Mieser Tarifabschluss 


und Antikommunismus 


ür ca. 187000 Beschäftigte deutlich besseren Ergebnis führen” 
Ider westdeutschen Druckindu- würde. Für die Arbeiter beueutet 
strie endete die diesjährige dies, ihren Kampf gegen die 
Lohnrunde — wie erwartet — mit Kapitalistenklasse eng zu verbin 
einem miesen Abschluß: 7,5% den mit dem Kampf gegen alle 
Lohnerhöhung bei einer Tarifver- Handlanger der Kapitalisten. be- 
trags- Laufzeit von 14 Monaten. sonders die rechten soziallemo- gen die DKP, die Mahlein aus- 
Auf eine Laufzeit von 12 Mona- krutischen Gewerkschaftsführer. drücklich ausgenommen wissen 
ten umgerechnet bedeutet dies Ein gutes Beispiel dafür bieten will. Dieser Artikel gegen „Basis- 
rade 6,4% Lohnerhöhung. Für Münchner Kollegen, die in einer gruppen, tote Zellen, Marxisten 
beiden untersten Lohngruppen öffentlichen Resolution den Aus Leninisten, Spartacisten (auch mit 
(Hitfsarbeiter) gab es noch 2% schluß des Arbeiterverräters Dür- Trotzkisten, Maoisten, Proleta- 
bzw. 1% zusätzlich. Die Kapitali- höfer aus der Tarifkommission Linke, _ Parteiinitiative 
sten sind mit diesem Tarifergebnis forderten, nachdem dieser usw.”, ist ausdrücklich bezeichnet 
zufrieden. Reihe Münchner Vertrauens als „Beginn” einer notwendi 
sind für gen "Auseinandersetzung” Das deu 
ausschließen tet darauf hin, daß 


ständig abdrucken und umfang- 
reicher kommentieren). Dieser Ar- 
tikel_ trägt den Titel „Die soge- 
nannten ‚neuen Linken’” und 
wendet sich pauschal gegen alle 
inken Organisationen, außer ge- 


angepübelt hatte: „6 
euch genug und 
sollte man euch! 


i 
.d Müller), Dortmund (Ruhrfus), F 
assel, München, Hagen, Mainz, 

Speyer usw. hatlen die Arbeiter 
noch versucht, das Ergebnis in 
ihrem Sinn zu beeinflussen. Ver- 
nebens, Resigniert über Haltung 
und Verrat ihrer Gewerkschafts- 
führer gaben nach Information Die 
der Gewerkschäftsführer ca. 75% 

Kollegen ihre Zustin 


Mit spontanen Warnstreiks und 


rung der IG Druck & 
Papier hat mit Beginn der Tarif- 
runde einen intensiven politischen 


Zum ‚Tanlergebnis nür 25 % und "ideologischen Kampt_ gegen 
en ab. Im solchen Suldten die Arbeiter, besonders die for: 
allerdings, in denen kommunist _schritlichen und aktiven. in Form 
sche On sell langem 


einer unglaublich widerlichen An- 
tikommunismus-Hetze geführt 
Ziel dabei ist es, jeden Kollegen, 
auch nur ein wenig seine 
zu unterstützen, sah das Meinung gagenüber den 
ergebnis, wesentlich -_Vorständen. der IG- Druck. erhal 

Sinne einer Ableh- ten hat und diese Meinung | 
nung des ungenügenden. Abschlus- öffentlich äußert, als Kommuni- 
ses. In den Münchner Großbetrie- sten zu verketzern, mit Gewerk- 
ben gab es mehrheitliche Ableh- schafts- Ausschluß zu drohen, 
nung, z.B. 70% Ablehnung bei oder gar — wie z.B. in Hamburg 
Merkur, /64% _Abichnung bei - den Geschäftsleitungen Wink zu 
‚Süddeutsche Zeitung”, 60% Ab- geben, welcher Arbeiter „kommu- 
iehnung bei Timek usw. Auch in nistisch verseucht” ist, damit er 
Hamburg gab es mehrheitliche entlassen werden kann. Es war 
Ablehnung bei Broschek, S durchaus bisher üblich, daß von 
jger- Ahrensburg, Zeit zu Zeit bestimmte Gewerk 

Multicolor usw. schafts- Sekretäre Flugblätter ge- = 


politische Propaganda - Arbeit 
steten und auch in dieser Tarif- 
runde wieder bemüht waren, ihre 


tuelle” (Lenin) handeln, was 
Kennzeichen für den Anarchis- 


Die Kapitalisten jubeln. In 
m HANDELSBLATT” vom 


3) Mahlein stellt „eine starke 24.2.73 schreiben sie 
inksfaschistische Tendenz” 
fest. Seine „Beweisführung’ 


dafür ist besonders originell 
So greift Mahlein die Tatsache 
auf, daß Faschismus u.a. die 
Zerschlagung der Arbeiterbewe- 


So scharf, © offen und 
rückichtalos wie der Vonitzende. 
der 1G Druck und Papier, Leon- 
hard Mahlein. „it noch. kein 
gung bedeutet. Dann verwechs-  Gewerkschaftsomitzender mit der 
elt er die Arbeiterbewegung ‚neuen Linken’ ins Gericht pegan- 
mit den DGB-Gewerkschaften gen.” Gleichzeitig fordern se 
und kommt zum Schluß, daß die anderen Gewerkschaftsführer 
auf, Mahlein nachzueifern. „Sein 

=] Mine) Betrag Kann al "War. 
mung an die deutschen Gewerk- 

| schaften allgemein verstanden wer- 

| em. den ‚demagogischen Ratten- 
fingen” (gemeint sind die Kom- 
munisten) und. ihren ‚schizophre- 

| nen. Phrasen‘. entpepenzutreten” 
Vollends kurios wird es, als sich 

der Kapialisten - Schreiberling ın 
diesem Artikel für eine starke 
Arbeiterbewegung ins Zeug Iegi 
und die „Gefahr“ beklagt. daß 
die Kommunisten „die Gewerk- 
schaftsbewegung zu zerplitern 
und zu zerstören” versuchen. Der 
Artikel weist dann auf eine 
| kommunistische „Unterwanderung 
der Gewerkschaften” hin und 
droht dieses gestörte Bil” 
schnell Zu „korrigieren”. Dies ist 
@ine deutliche Auffordenung am 
die Gewerkschaftsführer, schnell 
stens kommunistische und andere 
linke Arbeiter und Angestelte aus 
der Gewerkıchaft zu „entfernen” 
Es sicht zu befürchten, daß 
gewisse Gewerkschaftsfährer die- 
sen Auftrag der. Kapitalisten gern 
Srfüllen werden. Die Erfahrungen 
der Arbeiterbewegung zeigen, daß 
«rechten soruliemokratsichen 


ng ieite- gen kommunistische Arbeiter vor 
ee Kalt, Betrieben verteilen eben und daß 
Verteilen einer Sonderausgabe von darin mit Lügen und Verdrehun- 
„DRUCK UND PAPIER” (Ze = nicht Pee een ar 
raloryan der IG Druck). Hierin Kennen so etwas zur Genüge, z 
Beschwor sie die Gewerkschafis I Mamburg im ‚Bereich (de 
das Tarifergebnis anzu ‚Chemie. Die Angriffe, die 
x 1 die Beschäftig. Jetzt von den Führern der IG 
ten der Druckindustrie auf keine Druck auf Flugblättern in Mün- 
andere Weise noch günstigere Chen (siehe ARBEITERKAMPF 
Bedingungen geschaffen werden Nr. 15, S.14) und in ihrem 
Bedingungen. schaften werden Zenraloran pegen die Kommunr 
ae hehaunken  sten-geführt werden, stellen bisber 
die IG-Druck- Führung: „selbsı Dagewesenes allerdings in den 
ae un: LM Schatten. Diese Angriffe sind eine 
heutigen Situation kaum zu einem Neue Qualität in der Antikommu- 
deutlich besseren Ergebnis führen Mismus-Hetze. Es darf damit E 
deutlich „besseren rennis Chen | perechnet,werden, daß die Füh- ‚sche Partei aufzubauen”. Des. 
können. Man tee ch SOC ER. mung der IG-Druck eine Vorre halb. hätten diese Gruppen 
konsequent durchgefübrier Steik” Trolle spiel und daB die Füh — „ihre Liebe zur Geperkschafte 
bürgerlichen Zeitungen könnte ungen anderer Gewerkschaften jewegung” entdeckt 
mehr erscheinen - ohne, Zögern Jemnächst nachziehen werden, 
wären die Kapitalisten in solcher insbesondere, wenn die Kommuni 

apilsten in Slcher nen an Einfus in den Beircben 


Heizartikel dieser Art, auch in 
anderen _Gewerkschafts -Zeitun- 
gen, erwartet werden dürfen. 


Mahlein sicht 3 typische und 
gemeinsame Symptome, die diese 
Organisationen alle kennzeichnen 
sollen. 


1) Ziel und Hauptaufgabe dieser 
Gruppen sei es, so behauptet 
Mahlein, „eine neue retolutio- 
näre, fest in den proletarischen 
Massen verankerte kommunist 


Lohnerhöhung zu bezahlen. Das Und Gewerkschaften gewinnen 

Problem it nur, daß auch ein L— a2 —— 235 heiicnen sch anchstk 
Streik mit Gewerkschaftsführern scher Methoden”, die"Mahleim 
wie Mihlein, Körner und Dör Mahlein aber offensichtlich nicht kon- 


höfer nicht konsequent durchzu- 
führen ist. Diese Leute würden in 
‚jeder Situation jede erlenkliche 


kreter beweisen kann. Statt- 


auf Kriegspfad | 


taten den Begriff ‚Anar- 


Möglichkeit ausschöpfen, die Der Vorsitzende der I Druck chimus’ zu klären und kommt 
‚Kampfbereitschaft der Arbeiter zu und Papier, Leonhard Mahliin. zu dem abenteuerlichen 
hintertreiben, damit ja die Kapita- hat einen 2-seitigen antikommu- Schluß. daß die Faistenz von 


listen gut dabei wexkommen. In 
diesem Sinne, "aber nur in 
diesem Sinne, ist die Einschätzung „DRUCK UND PAPIER” er- 
der Tarifkommission richtig, daß schien. (Wir werden diesen Artikel Nach Mahleins Meinung muß 
„selbst ein Arbeitskumpf in der in der nächsten Ausgabe unserer ces sich dabei nämlich um „aus 
heutigen Situation kaum zu einem Zeitschrift „UNSER WEG’ voll dem Gleise geworfene Intelick- 


nistischen Hetzartikel geschrichen, 
der in der Februar - Ausgabe der 


Studenien in einer kommunisti- 
schen Orpansation, dies als 
anarchistisch _ charakterisiere. 


Gewerkschaftsführer auch vor 
Massenausschlissen aus der Ge- 
werkschaft nicht zurückschrecken 
werden und damit genau das tun, 
was sie in demagngischer und 
verlogener Weise den Kommuni- 
sten und anderen fortschrittlichen‘ 
Kräften der Arbeiterbewegung 
vorwerfen: Spaltung der Gewerk- 


Kritik an bestimmten Gewerk- 
schafisführern faschistisch 
ist, weil dem der Versuch einer 
Zerschlagung der Arbeiterbewe- 
gung zugrunde liegen soll 


Abschließend bezeichnet Mah- 


kein die Kommunisten als „anar- schaften, Schwächung _ ihrer 
chistischlinksfaschistische Sektie- Kampfkraft und zwar im Auftrag 
ver”. und Dienst der Kapitalistenklasse. 
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‚Arbeiterkampf Nr. 16 / März 1972 


Mat 1971 in Hamburg 


1 
Di 


soll der 1.Mai in den meisten 


gefeiert werden — im Kreise ausgewählter Gäs 


DGB- Führung will den diesjährigen 1.Mai unter der Parole 
„Für eine bessere Welt” veranstalten. Genau wie im letzten Jahr, 


Orten hinter verschlossenen Türen 
Nur in einigen 


Städten, z. B. Frankfurt, soll eine öffentliche Kundgebung stattfinden. 


Die zentrale Mi 
vor den versammelten Arbeitern 


Veranstaltung, auf der auch Bundeskanzler Brandt 


sprechen soll, wird in Dortmund 


durchgeführt. In Dortmund demonstrierten im letzten Jahr ca. 15.000 


‚Arbeiten 


großen Marschsäulen. 


S sit über 80 Jahren steht der 


1.Mai im Zeichen des Kampfes 
der Arbeiterklasse der ganzen 
Welt. 1890 war in Deutschland 
der 8-Stundentäg die zentrale 
Forderung. 1916 demonstrierten 
unsere Väter und Großväter g 


den imperialistischen Krieg 
ging es um die Erhaltung der 
demokratischen Rechte der Arbei 
ter gegen den drohenden Faschis 


In den Parolen der DGB - Füh 
rung wie „Der Mensch im Mittel 
punkt" 1971) oder „Für eine 
bessere Welt” ist nichts mehr von 
den dringendsten Forderungen der 
Arbeiterklasse, von ihren notw 

digen Kampfzielen, enthalt 


1929 


bessere Welt” der DGB - Führun 
ist immer noch die Welt dı 
Kapitals, eine Welt der Ausbeu 


tung und Unterdrückung, 


Trotz SPD-Regierung und 
vom „Mensch I 
hat sich die wirt 


schaftliche Lebenslage der Arbe 
ter im letzten Jahr durch Lohn 
stopp, Kurzarbeit, Entlassungen, 
Rationalisierungen, Miet- und 
Steuererhöhungen, steigende Preise 
usw,, verschlechtert. Mehr noch 
'haben die politischen Angriffe des 
Kapitals auf die demokratischen 
Lebensrechte der werktätigen Be- 
völkerung zugenommen. Das neue 
BetrVG, das im letzten Jahr 
verabschiedet wurde, bringt eine 
weitere Einschränkung der politi- 
schen Rechte am Arbeitsplatz. 
DGB - Vorsitzender Vetter wagte 
es dennoch, nach dessen Verab- 
schiedung die Arbeiter aufzufor- 
dern, „der Regierung für diese 
„soziale Reform" dankbar zu 
Sein! Die Bespitzelung im Betrieb 
und die Rausschmisse fortschritt 

cher Arbeiter sind zur täglichen 
Praxis der Geschäftsleitungen ae 
worden. Mit der Jagd auf die 
sogenannte „Baader - Meinhof 

Gruppe” hat "die Staatsgewalt, 
unterstützt von Presse, Funk und 
msehen, zur Kommunistenhatz 
in der ganzen Gesellschaft aufge: 
rufen, 


Im öffentlichen Dienst ist ei 
neues. Berufsverbot für Mitglieder 
„inksradikaler” Organisationen 
lassen worden, mit dem letztlich 
jeder entlassen werden Kann, der 
der Kapitalherrschaft auch nur 
kritisch gegenübersteht. 


Polizei- und Staatsapparat wer- 
den immer deutlicher auf ihren 
brutalen Einsatz gegen die Arber 


mt; 
übungen großen Stils 
Baader - Meinhof - Gruppe” die 
nen diesem Zweck, wobei heute 
schon die Bevölkerung an polit 
sche Morde gewöhnt werden soll 
(Petra Schelm, Georg v. Rauch, 
Thomas Weisbecker). Die Auslän 
dergesetze sollen welter verschärft 
worden - ein Teil der Arbeiter 
wird. gegen einen anderen Teil 
uifgehetzt. Die zunehmende Ver- 
bitterung der Arbeiter darüber, 
daß die groß angekündigten „sozi 
alen Reformen” ddr SPD.-Rey; 

rung sich als ein Betrugsmanöver 
erwiesen. haben, nutzt die CDU / 
CSU demagogisch aus, um sich 
selbst mit einem noch’ schärferen. 
Kurs gegenüber den 

Staatsfeinden” und der gi 
Arbeiterbewegung an die Repie 
rung zu bi Am Rande 
dieser Entwi treten wieder 
faschistische Gruppen und Stoß 
trupps in Erscheinung, die eine 
üble Mordheize betreiben und 
Provokationen und Attentate 

gen Organisationen und Einrich- 
tungen der Arbeiterbewegung und 
gegen einzelne Genossen und 
fortschrittliche Arbeiter verüben, 


Notstands- 


‚gen die 


‚Außenpolitisch vergrößert di 
westdeutsche Kapital seinen Ein 
Aluß in den Ländern der ‚Drittcn 
Welt" und in den anderen kapitali 
stischen Staaten (EWG) und ver 
stärkt mittels der „neuen Ostpoli- 
tik” seine Anstrengungen zur 
Aufweichung des „Sozialistischen 
Lagers”. Die offene Unterstützung 
und Zusammenarbeit mit faschist 
schen Diktaturen wird immer 
enger (Tätigkeit des griechischen 
und iränischen Geheimdienstes in 
der BRD, Militärhilfe für Portugal 
in seinem Krieggegen die Völker 
Angolas, Mozambiques und Gui 
nea- Bissaus, Brandt - Reise nach 
Persien und Strauß -Reise nach 
Griechenland, usw.) 


Die westdeutsche Arbeiterklasse 
hat allen Grund, am diesührigen 
1. Mai eindeutig ihre Kampfziel 
gegen diese Entwicklung und ihre 
Verbundenheit mit allen unter 
drückten und ausgebeuteten Klas- 
senhrüdern zu demonstrieren! 


Initiative des KB 


In Hamburg hat, der KB 
16. Februar einen Brief 
schiedene Betriebsräte 


und. Ver- 


iraenskörper, un Gewerkschafts „Es Kann. anter keinem wo die Gewerkschaft 
gremien und an sozialistische und — Umenänden, ügeiaisen werden ara zufriel. Auch im 
demokratische Organisationen xe- daß aus Rücksicht gegenüber erklärt die DKP vor 
richtet, in dem zur gemeinsamen der sozialdemokratischen Regie m rer UZ vom 
Organisierung einer 1.MairDe- rung auf die konsequente Im 
monsıration aufgerufen wird. Es _teresenvertrerung der Arbeiter : 
muß aber damit gerechnet wer- \ verzichte wird. Im Gegenteil. ae 100er wu 
den, dab der DGB-Ortsvorstand Die Mai- Veranstaltungen mär ie ee 
‚daran festhält, den Arbeiterkampf- sen deutlich machen, daß die re 
tag wieder 'nur im Saal zu Gewerkschaften keine Ord ee 
„feiern”. Darum heißt es im Brief mungsfaktoren der stöstlichen Select und jeder Kara 
des KB/Gruppe Hamburg weiter: Politik sind .. In einer Zeit urückgedrängt werden, dies 
ee Tag den kämpferichen Cha 

Sollte es keine 1. Mai-De a ter und seinen Klasseninhalt 

Monswation des Hamburger Mer die Arbeiterschaft derer nehmen Was unsere P 

DGB geben, so schlagen wir Masır bedrängen, mözen sich anbelangt, werd lies im 

vor, daß die fortschritichen die, Arbeiter demonsmati 507 unseren Kräften Sıchende zum. 

Kollegen gemeinsam die Vorbe- * Wehr setzen. „Feierstunde damit der 1. Mai N 

reitungen für eine Hamburger INA DEREN are Arbeiterklasse und 

Mai- Demonstration in die Anspruch‘ nich! girecht wer werkschaften ein 

a non den. Überall sollten deshalb Werkichaften, 

Kundgebungen umd Demonsme: 

Diese Linie muß unserer Mei- riomen suifinden .. Der Man kann nur hoffen, daß die 
mung mach in allen Orten verfolgt 1. Mai m als Kampfag der DKP-Führung in diesem Jahr 
werd: Wo der DGB zu einer Arbeiterklasse aktuell wie nie nicht wieder einen Rückzieher 
Demonstration und Kundgebung zuvor." macht. Die Genomen 5. 
aufruft, müssen sich alle fort: __ Dies ist. absolut richtig, Leilere=sollten "erkennen, däß-Nachtrabe 
‚hritlichen Arbeiter und alle mir unterschieden sich Wort und politik segenöber der Gewerk 
Soriitischen Organisationen da- Tat der DKP-Fühnung im letzten schaftsführung und. „Rück 
ran beteiligen. Den sozialrefofme- Jahr ganz erheblich, Die DKP war auf die SPD-Repierung der Ar 
rischen Parolen und Losungen der nur dort bereit, sich an’Demon- _beiterklasse bislang immer. zum 
Gewerkschaftsführung müssen in strationen und Kundgebungen zu Schade ‚worden is 


Marschblöcken die unbedingt not- 
wendigen ‚Forderungen der Arbe 
terbewegung wegen die kapitalisti- 

und Unter 
entgegengehalten wer- 
Wo die Gewerkschaftsführun 
gen aber nicht bereit sind, 
Demonstrationen und Kundgebun- 
gen zum 1. Mai durchzuführen, da 
ist es die Aufgabe und die Pflicht 

sozialistischen u 


sche Ausbeutung 
drückung 


monsrafionsanrag 


fortschrittlichen Organisationen, 
gemeinsam mit alen forscht [Der Bezrkikonlerenz der OTV die DGB- Führung danu 
chen Arbeitern, Demonstrationen 


würde, den 1.Mai 


zu organisieren. Die Bildung eines 
gemeinsamen Mai- Komitees kann 
dies vorbereiten. 

Die DKP schrieb im letzten 
Jahr in ihrer UZ. („Unsere Zeit”) 
wom 13.März TI unter der 
Überschrift „Der 1. Mai hieibt eim 
Kampftay 


